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Allgemeine Verfügungen 
 
 

Nr. 40. Anordnung über die 
Erhebung von statistischen Daten 

in der Verwaltungsgerichtsbarkeit (VwG-Statistik) 
 

AV d. JM vom 3. Dezember 2015 (1440 - I. 9) 
- JMBl. NRW S. 398 - 

 
 
Die Anordnung über die Erhebung von statistischen Daten in der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(VwG-Statistik) wird in der neuen Fassung (Stand: 1. Januar 2016) zum 1. Januar 2016 in Kraft 
gesetzt. Gleichzeitig tritt die AV d. JM vom 28. Oktober 2014 (1440 - I. 9) – JMBl. NRW 2014 S. 
301 außer Kraft. 
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Nr. 41. Neufassung der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen 
(MiStra) 

AV des JM vom 02.12.2015  (1431 - III. 4 / Sdb. MiStra 2009) 
- JMBl. NRW S. 399 - 

 
I. 
 
 

Die Landesjustizverwaltungen und das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
haben die nachstehende Neufassung der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen verein-
bart: 
 

Anordnung 
über 

Mitteilungen in Strafsachen 
(MiStra) 

 
in der ab dem 1. Januar 2016 

geltenden Fassung 
vom 1. August 2015 

 

Inhaltsübersicht 
 
 

MiStra 
 
 

Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften 

 
Nr. 1: Grundsatz 
Nr. 2: Einschränkung vorgeschriebener Mitteilungspflichten 
Nr. 3: Auskunft an die und Unterrichtung der Betroffenen 
Nr. 4: Mitteilungspflichtige Stellen und dort funktional zuständige Personen 
Nr. 5: Kenntlichmachung der Mitteilungspflicht auf den Akten, Dokumentation der Mittei-

lung 
Nr. 6:  Inhalt und Zeitpunkt der Mitteilungen 
Nr. 7:  Folgemitteilungen, Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
Nr. 8:  Mitteilungen bei Tateinheit 
Nr. 9: Form der Mitteilungen 
Nr. 10: Mitteilungsweg 
 
 

Zweiter Teil 
Die einzelnen Mitteilungspflichten 

 
 

1. Abschnitt 
Allgemeine Mitteilungspflichten 

 
Nr. 11: Mitteilungen an die Polizei 
Nr. 12: Mitteilungen zum Wählerverzeichnis 
Nr. 13: Bewährungs- und Führungsaufsichtsfälle 
Nr. 14: Ermittlungen über einen Todesfall 
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2. Abschnitt 

Mitteilungen über Personen, die einer Dienst-, Staats-, Standesaufsicht 
oder berufsrechtlichen Aufsicht unterliegen 

 
Nr. 15: Strafsachen gegen Personen in einem Beamten- oder Richterverhältnis 
Nr. 16: Strafsachen gegen Personen in einem Arbeitnehmer- oder sonstigen Beschäfti-

gungsverhältnis im öffentlichen Dienst 
Nr. 17: Strafsachen gegen ehrenamtliche Richterinnen und Richter 
Nr. 18: Strafsachen gegen Versorgungsberechtigte 
Nr. 19: Strafsachen gegen Soldatinnen und Soldaten  
Nr. 20: Strafsachen gegen Soldatinnen und Soldaten im Ruhestand, frühere Berufssol-

datinnen und Berufssoldaten und frühere Soldatinnen und Soldaten auf Zeit 
Nr. 21: Strafsachen gegen Zivildienstleistende 
Nr. 22: Strafsachen gegen Geistliche und Beamtinnen und Beamte öffentlich-rechtlicher 

Religionsgesellschaften 
Nr. 23: Strafsachen gegen Notarinnen, Notare und Angehörige der rechtsberatenden 

Berufe 
Nr. 24: Strafsachen gegen Angehörige bestimmter Berufe des Wirtschaftslebens und 

Sachverständige 
Nr. 25: Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und  Ge-

schäftsleiter von Kredit-, Finanzdienstleistungs-, Zahlungs- und E-Geld-Instituten 
Nr. 25a: Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und  Ge-

schäftsleiter von Wertpapierdienstleistungsunternehmen und sonstige an Wert-
papierdienstleistungsgeschäften beteiligte Personen 

Nr. 25b: Strafsachen gegen Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Ver-
sicherungsunternehmen oder Pensionsfonds und sonstige daran beteiligte Per-
sonen 

Nr. 25c: Strafsachen gegen bedeutende Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen 
und Geschäftsleiter von Verwaltungsgesellschaften, extern verwalteten Invest-
mentgesellschaften und Verwahrstellen 

Nr. 26: Strafsachen gegen Angehörige der Heilberufe 
Nr. 27: Strafsachen gegen sonstige Angehörige von Lehrberufen und erzieherischen 

Berufen 
Nr. 28: Strafsachen gegen Betreiberinnen und Betreiber von sowie Beschäftigte in     

Alten-, Behinderten- und Pflegeheimen, ambulanten Pflegediensten und Werk-
stätten für behinderte Menschen und Tagesförderstätten 

Nr. 29: Sonstige Mitteilungen über Personen, die einer Dienst-, Staats- Standesaufsicht 
oder berufsrechtlichen Aufsicht unterliegen 

 
3. Abschnitt 

Sonstige Mitteilungen wegen der 
persönlichen Verhältnisse der Betroffenen 

 
Nr. 30: Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Titeln, Orden und Ehrenzei-

chen 
Nr. 31:  Mitteilungen an das Betreuungsgericht und an das Familiengericht 
Nr. 32: Mitteilungen an die Jugendgerichtshilfe in Strafsachen gegen Jugendliche und 

Heranwachsende 
Nr. 33: Mitteilungen an die Schule in Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwach-

sende 
Nr. 34: Mitteilungen an andere Prozessbeteiligte in Strafsachen gegen Jugendliche 
Nr. 35: Mitteilungen zum Schutz von Minderjährigen 
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Nr. 36: Mitteilungen über Inhaberinnen und Inhaber einer waffenrechtlichen oder spreng-
stoffrechtlichen Berechtigung sowie über sonstige nach dem WaffG oder 
SprengG berechtigte Personen 

Nr. 36a: Sonstige Mitteilungen aus waffenrechtlichen oder sprengstoffrechtlichen Gründen 
Nr. 37: Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Jagdscheinen und gegen Per-

sonen, die einen Antrag auf Erteilung eines Jagdscheines gestellt haben 
Nr. 38:  Mitteilungen über Inhaberinnen und Inhaber einer luftrechtlichen Erlaubnis oder 

Genehmigung sowie über sonstige nach dem Luftverkehrsgesetz berechtigte 
Personen 

Nr. 39: Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Berechtigungen und gegen 
Gewerbetreibende 

Nr. 40: Strafsachen gegen mit Atomanlagen und Kernbrennstoffen oder sonstigen radio-
aktiven Stoffen verantwortlich befasste Personen 

Nr. 41: Strafsachen gegen Angehörige ausländischer Konsulate 
Nr. 42: Mitteilungen über Ausländerinnen und Ausländer 
Nr. 43: Strafsachen gegen Gefangene und Untergebrachte 
 

4. Abschnitt 
Mitteilungen wegen der Art des verletzten Strafgesetzes 

 
 
Nr. 44: Betriebsunfälle 
Nr. 45: Fahrerlaubnissachen 
Nr. 46: Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft und der Gesundheit 

der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
Nr. 47:  Straftaten nach dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen 

Beschäftigung und dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
Nr. 48: Mitteilungen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung  
Nr. 49: Strafsachen wegen Verstoßes gegen das Außenwirtschaftsgesetz oder  
 das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen 
Nr. 50: Betäubungsmittelsachen 
Nr. 51: Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Umwelt 
Nr. 52: Verdachtsfälle nach dem Geldwäschegesetz 
Nr. 53: Mitteilungen wegen Verstoßes gegen den Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
 
 

Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen 
(MiStra) 

 
 

Erster Teil 
Allgemeine Vorschriften 

 
1 

Grundsatz 
 

 
(1) In Strafsachen sind Gerichte und Staatsanwaltschaften nach der gesetzlichen Regelung im 
Zweiten Abschnitt des EGGVG (§§ 12 ff.) zur Mitteilung personenbezogener Daten von Amts 
wegen an öffentliche Stellen für andere Zwecke als die des Strafverfahrens, für die die Daten 
erhoben worden sind, befugt. Verpflichtet sind sie zu Mitteilungen nur, wenn dies im Folgenden 
angeordnet oder in besonderen Vorschriften bestimmt ist. 
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(2) Wichtige in besonderen Vorschriften enthaltene Mitteilungspflichten werden in dieser Ver-
waltungsvorschrift neben den erst durch diese Verwaltungsvorschrift angeordneten Mitteilungs-
pflichten wiedergegeben. Auf weitere besondere Vorschriften (Mitteilungspflichten und  
-befugnisse) wird im Anhang hingewiesen. 
 
(3) Darüber hinaus ist im Einzelfall eine Mitteilung auch dann zu machen, wenn sie weder in 
einer besonderen Vorschrift noch im Folgenden vorgeschrieben, jedoch rechtlich zulässig und 
wegen eines besonderen öffentlichen Interesses unerlässlich ist, etwa in Fällen des § 17 
EGGVG. Die Entscheidung treffen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staats-
anwälte. 
 
(4) Diese Verwaltungsvorschrift gilt nicht für Mitteilungen für Zwecke des Verfahrens, in dem die 
Daten erhoben worden sind, für Mitteilungen an Privatpersonen sowie für Auskünfte und Akten-
einsicht auf Ersuchen. Die Nummern 11, 32 und 34 bleiben unberührt. 
 

2 
Einschränkung vorgeschriebener Mitteilungspflichten 

 
(1) Eine an sich vorgeschriebene Mitteilung unterbleibt im Einzelfall, wenn ihr eine besondere 
bundesrechtliche Verwendungsregelung, insbesondere § 30 AO, § 78 SGB X, oder eine ent-
sprechende landesrechtliche Verwendungsregelung entgegensteht. In anderen als den in § 13 
Abs. 1 EGGVG genannten Fällen unterbleibt eine Mitteilung ferner, wenn im Einzelfall für die 
übermittelnde Stelle offensichtlich ist, dass schutzwürdige Interessen Betroffener an dem Aus-
schluss der Übermittlung überwiegen (§ 13 Abs. 2 EGGVG). Gesetzlich besonders geregelte 
Mitteilungspflichten und deren Einschränkungen bleiben von § 13 Abs. 2 EGGVG unberührt. 
Schließlich unterbleibt eine Mitteilung, solange Zwecke des Strafverfahrens entgegenstehen. 
 
(2) Die Entscheidung treffen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte. 
 

3 
Auskunft an die und Unterrichtung der Betroffenen 

 
(1) Die Voraussetzungen von Auskunft (auf Antrag) und Unterrichtung (von Amts wegen) der 
Betroffenen sind in § 21 EGGVG geregelt. Diesen ist grundsätzlich nur auf schriftlichen Antrag 
Auskunft über Mitteilungen zu erteilen. Die Unterrichtung von Amts wegen ist dann veranlasst, 
wenn von einer Mitteilung Betroffene nicht zugleich Beschuldigte im Verfahren sind oder es sich 
um eine Mitteilung nach Nummer 1 Abs. 3 handelt. 
 
(2) Auf die Beschränkungen in § 21 Abs. 3 und 4 EGGVG wird hingewiesen. Die Entscheidung, 
dass Auskunft oder Unterrichtung unterbleiben, treffen Richterinnen oder Richter, Staatsanwäl-
tinnen oder Staatsanwälte. 
 
(3) Die Form der Auskunftserteilung und Unterrichtung unterliegt pflichtgemäßem Ermessen. 
Grundsätzlich empfiehlt es sich, Betroffenen einen Abdruck der Mitteilung zu übersenden. Von 
der Beifügung der Schriftstücke (etwa Urteile), die Betroffenen schon übermittelt worden sind, 
kann abgesehen werden. 
 
(4) Eine nach § 21 Abs. 4 EGGVG unterbliebene Unterrichtung ist nachzuholen, sobald die Be-
schränkungen entfallen sind. 
 

4 
Mitteilungspflichtige Stellen und dort funktional zuständige Personen 

 
(1) Mitteilungspflichtige Stelle ist, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
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1. die Staatsanwaltschaft für Mitteilungen bis zur Erhebung der öffentlichen Klage, 
 

2. das Gericht für Mitteilungen nach der Erhebung der öffentlichen Klage oder der Privat-
klage bis zur Rechtskraft der Entscheidung, 

 
3. die Vollstreckungsbehörde für Mitteilungen nach der Rechtskraft der Entscheidung. 

 
Die oberste Justizbehörde kann, insbesondere aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung, 
eine andere Bestimmung treffen. 
 
(2) Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte ordnen die Mitteilung in 
den Fällen an, in denen dies ausdrücklich bestimmt ist oder in denen sie sich die Anordnung 
ausdrücklich vorbehalten haben. Auch in anderen Fällen können sie Mitteilungen anordnen. 
Amtsanwältinnen und Amtsanwälte stehen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälten gleich. 
 
(3) Im Übrigen ordnen Mitteilungen an 
 

1. bei der Staatsanwaltschaft von der Behördenleitung bestimmte Bedienstete, 
 

2. bei dem Gericht Urkundsbeamtinnen oder Urkundsbeamte der Geschäftsstelle, 
 

3. bei der Vollstreckungsbehörde Beamtinnen oder Beamte des gehobenen Justizdiens-
tes, 

 
soweit vorgesetzte Stellen nichts anderes bestimmen. Die Durchführung einer angeordneten 
Mitteilung kann einer anderen Justizbehörde überlassen werden; die Verantwortung der anord-
nenden Stelle für die Zulässigkeit der Mitteilung bleibt unberührt. 
 

5 
Kenntlichmachung der Mitteilungspflicht auf den Akten, Dokumentation der Mitteilung 

 
(1) Die Mitteilungspflichten sind auf der Vorderseite der Akten in geeigneter Form kenntlich zu 
machen; dies gilt nicht für die Mitteilungspflicht nach Nummer 11. 
 
(2) Sind Mitteilungen gemacht, ist dies in geeigneter Form zu dokumentieren. In Betracht kommt 
z.B. ein Vermerk. Ein Abdruck der Mitteilungen - ohne etwaige Anlagen - soll zur Dokumentati-
on benutzt werden, wenn dies ohne größeren Aufwand möglich ist. 
 
(3) Liegen die Beschränkungen des § 21 Abs. 3 und 4 EGGVG vor, sind die Kenntlichmachung 
der Mitteilungspflichten und die Dokumentation der Mitteilung in den Handakten oder in sonst 
geeigneter Weise vorzunehmen. 
 

6 
Inhalt und Zeitpunkt der Mitteilungen 

 
 
(1) Der Inhalt und der Zeitpunkt der Mitteilungen richten sich nach den besonderen Vorschriften. 
Neben den mitzuteilenden Daten dürfen weitere Daten unter den Voraussetzungen des § 18 
Abs. 1 EGGVG übermittelt werden. Im Übrigen gelten die folgenden Bestimmungen.  
 
(2) Ist die Einleitung eines Verfahrens mitzuteilen, richtet sich der Inhalt der Mitteilung nach de-
ren Zweck und den Umständen des Einzelfalles. Die Mitteilung unterbleibt, solange kein be-
gründeter Verdacht vorliegt. 
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(3) Ist der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls mitzuteilen, sind auch 
die Aufhebung dieser Entscheidungen sowie die Aussetzung des Vollzuges mitzuteilen. Der 
Haft- oder der Unterbringungsbefehl selbst werden grundsätzlich nicht übermittelt. Soll der Er-
lass eines Haft- oder Unterbringungsbefehls vor dessen Vollzug mitgeteilt werden, ist beson-
ders zu prüfen, ob Zwecke des Strafverfahrens dem entgegenstehen (Nummer 2 Abs. 1 Satz 
4). 
 
(4) Ist die Erhebung der öffentlichen Klage mitzuteilen, sind die Anklageschrift, eine an ihre Stel-
le tretende Antragsschrift nach § 414 Abs. 2 Satz 2 StPO, der Antrag auf Erlass eines Strafbe-
fehls, der Antrag auf Entscheidung im beschleunigten Verfahren (§ 417 StPO) bzw. der Antrag 
im vereinfachten Jugendverfahren (§ 76 JGG) zu übermitteln. Staatsanwältinnen oder Staats-
anwälte können im Einzelfall anordnen, dass die Übermittlung des wesentlichen Ergebnisses 
der Ermittlungen unterbleibt. 
 
(5) Ist das Urteil mitzuteilen, sind die Urteilsformel und die Urteilsgründe zu übermitteln. Richte-
rinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte können im Einzelfall anordnen, dass 
die Übermittlung der Urteilsgründe unterbleibt. Mitzuteilen ist auch, ob und von wem ein 
Rechtsmittel gegen das Urteil eingelegt worden ist. 
 
(6) Ist die rechtskräftige Entscheidung (Urteil, Strafbefehl, Gesamtstrafenbeschluss) mitzuteilen, 
ist auch anzugeben, wann sie rechtskräftig geworden ist. Ist mit der rechtskräftigen Entschei-
dung ein Rechtsmittel verworfen worden oder wird darin auf eine angefochtene Entscheidung 
Bezug genommen, ist auch die angefochtene Entscheidung mitzuteilen; Absatz 5 Satz 2 gilt 
entsprechend. 
 
(7) Ist der Ausgang des Verfahrens mitzuteilen, ist jede das Verfahren endgültig oder - außer in 
den Fällen des § 153a StPO - vorläufig abschließende Entscheidung mit Begründung mitzutei-
len, insbesondere die Einstellungsverfügung (Ablehnung der Strafverfolgung) der Staatsanwalt-
schaft, der nicht mehr anfechtbare Beschluss, der die Eröffnung des Hauptverfahrens ablehnt, 
die Einstellung des Verfahrens durch gerichtlichen Beschluss und die rechtskräftige Entschei-
dung. Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte können im Einzelfall 
anordnen, dass die Übermittlung der Begründung unterbleibt. 
 

7 
Folgemitteilungen, Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

 
(1) Unter den Voraussetzungen des § 20 EGGVG sind Folgemitteilungen notwendig. Absatz  1 
ordnet - eingeschränkt durch Absatz 3 - Folgemitteilungen für den Fall an, dass eine Mitteilung 
vor Beendigung des Verfahrens ergangen, insbesondere eine übermittelte Entscheidung abge-
ändert oder aufgehoben worden ist. Absatz 2 Satz 1 regelt - wiederum eingeschränkt durch 
Absatz 3 - die unverzügliche Berichtigung unrichtiger Daten. Die Entscheidung darüber, dass 
eine Folgemitteilung nach § 20 Abs. 3 EGGVG unterbleibt, treffen Richterinnen oder Richter, 
Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte. 
 
(2) Senden Empfänger Unterlagen zurück, weil sie für ihre Zwecke nicht erforderlich sind, ist 
sicherzustellen, dass sie keine Folgemitteilungen erhalten. Leiten Empfänger Unterlagen ge-
mäß § 19 Abs. 2 Satz 3 EGGVG weiter, sind Folgemitteilungen an die nach ihren Angaben tat-
sächlich zuständige Stelle zu machen. 
 
(3) Wird ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt, ist der Empfänger zu unterrichten  
(§ 22 Abs. 2 Satz 1 EGGVG). Auf § 22 Abs. 2 Satz 2 EGGVG soll er hingewiesen werden. 
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8 
Mitteilungen bei Tateinheit 

 
Ist eine Mitteilung wegen der Art des verletzten Strafgesetzes vorgeschrieben, ist sie auch dann 
zu machen, wenn die Straftat zugleich ein anderes Strafgesetz verletzt und die Strafe diesem 
entnommen werden muss oder entnommen worden ist. 

 
9 

Form der Mitteilungen 
 
(1) Soweit dies möglich und nichts anderes vorgeschrieben ist, werden Mitteilungen durch 
Übersendung einer Mehrfertigung des mitzuteilenden Schriftstücks bewirkt. Im Übrigen wird die 
Form der Mitteilungen von der übermittelnden Stelle nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt. 
 
(2) Ein automatisiertes Verfahren zur Durchführung von Mitteilungen kann eingerichtet werden, 
wenn diese Form der Datenübermittlung - unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interes-
sen der Betroffenen und der Aufgaben der beteiligten Stellen - wegen der Vielzahl der Übermitt-
lungen oder aus anderen Gründen angemessen ist. Der automatisierte Abruf durch die emp-
fangenden Stellen ist unzulässig. Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen, die für die über-
mittelnde Stelle gelten, sind zu beachten. 
 
(3) Mehrfertigungen sind nur zu beglaubigen, wenn dies besonders bestimmt ist. 
 
(4) Soweit es nicht der Übersendung einer Mehrfertigung bedarf, sollen Vordrucke oder Muster 
verwendet werden. 
 
(5) Auf der Mitteilung wird vermerkt: 
 

„(Absendende Stelle) ......................., den ...........20.. 
 
 
An 
..................                 - vertraulich zu behandeln - 
 
............... 
 
Zum dortigen Aktenzeichen (falls bekannt):......................  
 
 
Mitteilung nach Nr. ... 
der Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen. 
 
Die Mitteilung darf nur im Rahmen der §§ 19 Abs. 1, 18 Abs. 1 Satz 2 EGGVG verwertet 
werden, es sei denn, dass eine zweckändernde Nutzung ausdrücklich gesetzlich vorge-
sehen ist. Der Zweck ergibt sich aus der angegebenen Bestimmung der MiStra. Sind die 
übermittelten Daten im Sinne von § 19 Abs. 2 Satz 1 EGGVG nicht erforderlich, ist nach 
§ 19 Abs. 2 Satz 2 EGGVG zu verfahren.“ 

 
Die §§ 18, 19 EGGVG sowie die einschlägige Bestimmung des zweiten Teils dieser Verwal-
tungsvorschrift sind der Mitteilung im Wortlaut beizufügen, wenn die Kenntnis der empfangen-
den Stelle nicht vorausgesetzt werden kann. 
 
(6) Die Mitteilung wird - sofern kein automatisiertes Verfahren Anwendung findet - verschlossen 
übersandt. 
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10 
Mitteilungsweg 

 
 
(1) Die Mitteilungen werden vorbehaltlich besonderer Vorschriften der empfangenden Stelle 
unmittelbar übersandt. Berichtspflichten bleiben unberührt. 
 
(2) Soweit dies nach der Art der zu übermittelnden Daten und der Organisation der empfangen-
den Stelle veranlasst oder im Folgenden ausdrücklich angeordnet ist, trifft die übermittelnde 
Stelle angemessene Vorkehrungen, um sicherzustellen, dass Mitteilungen unmittelbar die bei 
der empfangenden Stelle funktionell zuständigen Bediensteten erreichen. 
 
 

Zweiter Teil 
Die einzelnen Mitteilungspflichten 

 
 

1. Abschnitt 
Allgemeine Mitteilungspflichten 

 
11 

Mitteilungen an die Polizei 
§ 482 StPO 

 
(1) Die Staatsanwaltschaft teilt der Polizeibehörde, die mit dem Verfahren befasst war, ihr Ak-
tenzeichen mit. 
 
(2) Die Staatsanwaltschaft teilt der Polizeibehörde, die mit dem Verfahren befasst war, den 
Ausgang des Verfahrens mit. 
 
(3) Die Mitteilung nach Absatz 2 erfolgt 
 

1. in den Fällen des § 20 Abs. 1 Satz 1 BZRG durch Übersendung einer Mehrfertigung 
der Mitteilung an das Bundeszentralregister, 

 
2. im Übrigen grundsätzlich nur durch Übermittlung der Entscheidungsformel (Tenor), der 

entscheidenden Stelle sowie des Datums und der Art der Entscheidung (Urteil, Be-
schluss, Entschließung der Staatsanwaltschaft). 

 
Eine Mehrfertigung des Urteils (ggf. auch der nach § 267 Abs. 1 Satz 3, Abs. 4 Satz 1 StPO in 
Bezug genommenen Abbildungen und Schriftstücke) oder einer mit Gründen versehenen Ein-
stellungsentscheidung kann auf Ersuchen der befassten Polizeibehörde übersandt werden. 
 
(4) Die Mitteilung des Verfahrensausgangs von Amts wegen unterbleibt in Verfahren gegen 
Unbekannt sowie bei Verkehrsstrafsachen, soweit sie nicht unter die §§ 142, 315 bis 315c StGB 
fallen. Die Befugnis zur Erteilung von Auskünften oder der Gewährung von Akteneinsicht auf 
Ersuchen bleibt hiervon unberührt. 
 

12 
Mitteilungen zum Wählerverzeichnis 

§ 13 Abs. 1 Nr. 5 EGGVG 
 
(1) In Strafsachen gegen deutsche Staatsangehörige sowie gegen Staatsangehörige der übri-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft (Unionsbürger), die in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Wohnung innehaben oder sich sonst gewöhnlich aufhalten, ist der zuständi-
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gen Verwaltungsbehörde die Tatsache der rechtskräftigen Verurteilung (ohne Angabe der recht-
lichen Bezeichnung der Tat und ohne Angabe der angewendeten Strafvorschriften) mitzuteilen, 
wenn 
 

1. wegen eines Verbrechens auf eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr erkannt 
worden ist, 

 
2. die Fähigkeit aberkannt worden ist, öffentliche Ämter zu bekleiden oder Rechte aus öf-

fentlichen Wahlen zu erlangen, oder 
 
3. das Recht aberkannt worden ist, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 

stimmen. 
 
In den Fällen der Ziffern 2 und 3 ist auch die Zeit mitzuteilen, für die die Aberkennung wirksam 
ist. 
 
(2) Der zuständigen Verwaltungsbehörde ist eine Mitteilung zu machen, wenn jemand nach 
§ 63 in Verbindung mit § 20 StGB in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht wird. In 
diesen Fällen ist auch die Entlassung mitzuteilen. 
 
(3) Die Mitteilungen sind der Verwaltungsbehörde zu machen, in deren Bezirk die Verurteilte 
oder der Verurteilte die Wohnung, bei mehreren Wohnungen die Hauptwohnung innehat. Ha-
ben Verurteilte keine Wohnung im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder lässt sich eine 
solche Wohnung nicht feststellen, so sind die Mitteilungen an die Verwaltungsbehörde zu ma-
chen, in deren Bezirk die Verurteilte oder der Verurteilte die letzte Wohnung, bei mehreren 
Wohnungen die letzte Hauptwohnung gehabt hat. 
 
(4) In den Fällen des Absatz 1 sind auch der Tag des Ablaufs des Verlustes der Amtsfähigkeit, 
der Wählbarkeit und des Wahl- und Stimmrechts sowie die Wiederverleihung dieser Fähigkeiten 
und Rechte mitzuteilen. Die Mitteilung ist an den Empfänger der Erstmitteilung und in den Fäl-
len, in denen eine neue Wohnung aktenkundig ist, an die nunmehr zuständige Verwaltungsbe-
hörde zu richten. 
 

13 
Bewährungs- und Führungsaufsichtsfälle 

§ 479 Abs. 2 Nr. 3 StPO 
 
(1) Ist durch eine Entscheidung des Gerichts oder durch eine Gnadenentscheidung  
 

1. die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder des Restes einer Freiheitsstrafe, 
 
2. die Vollstreckung oder weitere Vollstreckung einer Unterbringung, 
 
3. ein Berufsverbot, 

 
4. die Vollstreckung einer Jugendstrafe oder des Restes einer Jugendstrafe, 

 
5. die Vollstreckung eines Strafarrestes oder des Restes eines Strafarrestes zur Bewäh-

rung ausgesetzt oder 
 
6. die Strafe oder der Strafarrest nach Ablauf der Bewährungszeit erlassen 

 
worden, ist dem Gericht oder der Gnadenbehörde Mitteilung zu machen, sobald Umstände be-
kannt werden, die zu einem Widerruf der Aussetzung oder des Straferlasses oder des Erlasses 
des Strafarrestes führen können. 
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(2) Ist durch die Entscheidung eines Gerichts oder kraft Gesetzes Führungsaufsicht eingetreten, 
so ist dem Gericht sowie der Führungsaufsichtsstelle Mitteilung zu machen, sobald Umstände 
bekannt werden, die zu nachträglichen Entscheidungen führen können. 
 
(3) Ist die Verurteilung zu einer Geldstrafe vorbehalten oder die Entscheidung über die Verhän-
gung einer Jugendstrafe ausgesetzt worden, ist dem Gericht Mitteilung zu machen, sobald Um-
stände bekannt werden, die zur Verurteilung zu der vorbehaltenen Strafe oder zur Verhängung 
einer Jugendstrafe führen können. 
 
(4) Ist Bewährungs- oder Führungsaufsicht angeordnet, ist die Mitteilung in zwei Stücken zu 
machen. 
 

14 
Ermittlungen über einen Todesfall  

§ 13 Abs. 1 Nr. 1 EGGVG 
 

 
(1) Werden in einem Strafverfahren amtliche Ermittlungen über den Tod einer Person durchge-
führt, ist dem Standesamt (§ 28 i.V.m. § 30 Abs. 3 PStG), in dessen Bezirk die Person gestor-
ben ist, Mitteilung zu machen, wenn das Gericht oder die Staatsanwaltschaft hierfür zuständig 
ist. 
 
(2) In der Mitteilung sollen nach Möglichkeit angegeben werden 
 

                                            
 Amtl. Anm.: 
 BW Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (keine besondere Regelung) 
 BY Polizei (Artikel 5 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes vom 8. Juli 

2008; GVBl. S. 344) 
 BE Polizeibehörde (§ 1 Abs. 4 der Verordnung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes im Land 

Berlin vom 26. März 2013 (GVBl. S. 107) 
 BB Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (§ 1 Abs. 4 des Brandenburgischen Gesetzes zur Aus-

führung des Personenstandsgesetzes vom 9. Oktober 2003; GVBl. I/03, S. 270, geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 15. April 2009; GVBl. I/09, S. 66) 

 HB Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (§ 4 Abs. 3 Bremisches Ausführungsgesetz zum Perso-
nenstandsgesetz (BremAGPStG) vom 16. Dezember 2008; Brem.GBl. S. 418) 

 HH Gerichte, Staatsanwaltschaften, Behörde für Inneres (Ziff. IV der Anordnung zur Durchführung des 
Personenstandsgesetzes vom 3. November 2009; Amtl. Anz. S. 2093) 

 HE Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (keine besondere Regelung) 
 MV Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (§ 1 Absatz 4 des Landespersonenstandsausführungs-

gesetzes Mecklenburg-Vorpommern (LPStAG M-V) vom 1. Dezember 2008; GVOBl. M-V S. 461) 
 NI Staatsanwaltschaft (Nr. 1 des Gem. RdErl. d. MJ u. d. MI v. 18.12.2008; Nds. MBl. S. 98) 
 NW Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (§ 3 Absatz 2 der Verordnung zur Durchführung des 

Personenstandsgesetzes (PStVO NRW) vom 16. Dezember 2008; GV. NRW. 2008 S. 859) 
 RP Polizeibehörde, die die amtlichen Ermittlungen führt (§ 3 Abs. 2 der Landesverordnung zur Durch-

führung des Personenstandsgesetzes vom 10. Dezember 2008; GVBl. S. 321) 
 SL Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (§ 6 Abs. 2 der Saarländischen Verordnung zur Ausfüh-

rung des Personenstandsgesetzes vom 4. Dezember 2008 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Mai 2012 (Amtsbl. I S. 127) 

 SN Polizei (§ 4 Abs. 3 des Sächsischen Gesetzes zur Ausführung des Personenstandsgesetzes 
(Sächs-AGPStG) vom 11. Dezember 2008; SächsGVBl. 2008, Bl.-Nr. 20, S. 938) 

 ST Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (§ 3 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausführung des Personen-
standsgesetzes im Land Sachsen-Anhalt (PStG-AG LSA) vom 5. Dezember 2008; GVBl. LSA S. 
406) 

 SH Behörde, die die amtliche Ermittlung führt (keine besondere Regelung) 
 TH Polizei (§ 3 Abs. 3 des Thüringer Ausführungsgesetzes zum Personenstandsgesetz vom 18. Sep-

tember 2008; GVBl. S. 313) 
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1. die Vornamen und der Familienname der verstorbenen Person, ihr Beruf und Wohnort 
sowie Ort und Tag der Geburt, 
 

2. die Vornamen und der Familienname des Ehegatten bzw. der Ehegattin oder des einge-
tragenen Lebenspartners bzw. der eingetragenen Lebenspartnerin oder die Tatsache, 
dass die verstorbene Person nicht verheiratet oder verpartnert war, 
 

3. Ort, Tag und Stunde des Todes. 
 
(3) Ist der Sterbeort nicht festzustellen, ist die Mitteilung an das Standesamt zu richten, in des-
sen Bezirk die Leiche gefunden worden ist. 
 
 

2. Abschnitt 
Mitteilungen über Personen, die einer Dienst-, Staats-, Standesaufsicht oder berufsrecht-

lichen Aufsicht unterliegen 
 

15 
Strafsachen gegen Personen in einem Beamten- oder Richterverhältnis 

§ 115 BBG, § 49 BeamtStG, §§ 46, 71 DRiG 
 
(1) In Strafsachen gegen Personen, die in einem Beamten- oder Richterverhältnis stehen, sind 
mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 
2. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, 
 
3. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und 
 
4. die einen Rechtszug abschließende Entscheidung mit Begründung sowie ggf. mit dem 

Hinweis, dass ein Rechtsmittel eingelegt worden ist. 
 
(2) Absatz 1 gilt in Verfahren wegen Privatklagedelikten nur, wenn die Staatsanwaltschaft das 
öffentliche Interesse an der Strafverfolgung bejaht hat; Nummer 29 bleibt unberührt. In Verfah-
ren wegen fahrlässig begangener Straftaten sind Mitteilungen nach Absatz 1 Ziff. 2 bis 4 nur zu 
machen, wenn 
 

1. es sich um schwere Verstöße, namentlich Vergehen der Trunkenheit im Straßenverkehr 
oder der fahrlässigen Tötung, handelt oder 

 
2. in sonstigen Fällen die Kenntnis der Daten auf Grund der Umstände des Einzelfalles er-

forderlich ist, um zu prüfen, ob dienstrechtliche Maßnahmen zu ergreifen sind. 
 
(3) Entscheidungen über Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach Absatz 1 oder 2 zu 
übermitteln sind, sollen übermittelt werden, wenn die in Absatz 2 Ziff. 2 genannten Vorausset-
zungen erfüllt sind. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkennt-
nisse sind. Übermittelt werden sollen insbesondere Einstellungsentscheidungen gem. § 170 
Abs. 2 StPO, die Feststellungen zu einer Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB enthalten. Die Mit-
teilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(4) Übermittlungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind auch zulässig, soweit sie Daten betreffen, 
die dem Steuergeheimnis (§ 30 AO) unterliegen. 
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(5) Die Mitteilungen sind an die zuständigen Dienstvorgesetzten oder deren Vertretung im Amt 
zu richten und als „Vertrauliche Personalsache“ zu kennzeichnen. 
 

16 
Strafsachen gegen Personen in einem Arbeitnehmer- oder sonstigen Beschäftigungs-

verhältnis im öffentlichen Dienst 
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG 

 
(1) In Strafsachen gegen Personen, die in einem privatrechtlichen Arbeitnehmer- oder Ausbil-
dungsverhältnis zum Bund, einem Land, einer Gemeinde, einem Gemeindeverband oder einer 
anderen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts stehen, sind, soweit es um 
den Vorwurf eines Verbrechens geht, mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 
2. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
3. die Urteile, 
 
4. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 3 zu machen 

war. 
 
(2) Entsprechend ist in Strafsachen wegen eines Vergehens zu verfahren, wenn der Tatvorwurf 
auf eine Verletzung von Pflichten schließen lässt, die bei der Ausübung des Dienstes bzw. des 
Berufes zu beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zweifel an der Eignung, Zuver-
lässigkeit oder Befähigung hervorzurufen. 
 
(3) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonsti-
gen Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maß-
nahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere 
Umstände des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits 
ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlässigkeit oder Eignung für die gerade ausgeüb-
te berufliche Tätigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staats-
anwältinnen oder Staatsanwälte an. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der 
Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefährlicher Körperverletzung. 
 
(4) In Strafsachen gegen Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen Beschäftigungsverhältnis 
stehen, das nicht unter Nummer 15 fällt, ist diese Bestimmung dann anzuwenden, wenn für das 
Rechtsverhältnis im Gesetz auf die Regelungen des Beamtenrechts verwiesen wird. Ist dies 
nicht der Fall, ist nach den Absätzen 1 bis 3 zu verfahren. 
 
(5) Die Mitteilungen sind an die Leitung der Behörde oder Beschäftigungsstelle oder die Vertre-
tung im Amt zu richten und als „Vertrauliche Personalsache“ zu kennzeichnen. 
 

17 
Strafsachen gegen ehrenamtliche Richterinnen und Richter 

§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG 
 
(1) In Strafsachen gegen ehrenamtliche Richterinnen und Richter aller Zweige der Gerichtsbar-
keit sind rechtskräftige Entscheidungen mitzuteilen, die den Verlust der Fähigkeit, öffentliche 
Ämter zu bekleiden, zur Folge haben oder in denen wegen einer vorsätzlichen Tat eine Frei-
heitsstrafe von mehr als sechs Monaten festgesetzt worden ist. 
 
(2) Darüber hinaus sind in Strafsachen wegen einer Tat, die den Verlust der Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, mitzuteilen: 
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1. bei Schöffinnen und Schöffen, Jugendschöffinnen und Jugendschöffen sowie ehren-

amtlichen Richterinnen und Richtern in Handels- und Landwirtschaftssachen die Einlei-
tung des Ermittlungsverfahrens und der Ausgang des Verfahrens, 
 

2. bei den übrigen ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern die Erhebung der öffentli-
chen Klage und der Ausgang des Verfahrens. 

 
(3) Bei ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern der Finanzgerichtsbarkeit sind ferner alle 
rechtskräftigen Verurteilungen wegen einer Steuer- oder Monopolstraftat mitzuteilen. 
 
(4) Die Mitteilungen sind an die Präsidentin oder den Präsidenten oder an die Direktorin oder 
den Direktor des Gerichts, bei dem die ehrenamtliche Richterin oder der ehrenamtliche Richter 
tätig ist oder tätig werden soll, zu richten. Bei ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern an ei-
nem Arbeitsgericht oder Landesarbeitsgericht sind die Mitteilungen an die oberste Arbeitsbe-
hörde des Landes*, bei ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern am Bundesarbeitsgericht an 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu richten. Sie sind als „Vertrauliche Personal-
sache“ zu kennzeichnen. 
 

18 
Strafsachen gegen Versorgungsberechtigte 

§ 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 6, Abs. 2 EGGVG 
 
(1) In Strafsachen gegen Personen, denen aufgrund früherer Dienstverhältnisse als Richterin-
nen oder Richter, Beamtinnen oder Beamte, Soldatinnen oder Soldaten Ansprüche auf Versor-
gungsbezüge zustehen oder Versorgungsleistungen gewährt werden, sind mitzuteilen 
 

1. der für die Festsetzung der Versorgungsbezüge zuständigen Behörde das rechtskräftige 
Urteil, wenn 
 
a) wegen einer vor Beendigung des Amts- oder Dienstverhältnisses begangenen vor-

sätzlichen Tat 
 

aa) eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verhängt, 
 

bb) eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten - bei Soldatinnen und Sol-
daten eine Freiheitsstrafe in beliebiger Höhe - nach den Vorschriften über 
Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates 
oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit verhängt, 

 
cc) die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter aberkannt oder 

 
dd) nur bei Soldatinnen und Soldaten - eine Maßregel der Besserung und Siche-

rung nach §§ 64, 66 StGB angeordnet 
 

worden ist oder 
 

b) wegen einer nach Beendigung des Amts- oder Dienstverhältnisses begangenen vor-
sätzlichen Tat 

 
aa) eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder 
 

                                            
* Anmerkung: In Baden-Württemberg, der Freien und Hansestadt Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen sind die Mitteilungen an die oberste Justizbe-
hörde zu richten. 
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bb) eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten nach den Vorschriften über 
Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates 
oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit 

 
verhängt worden ist, 

 
2. der nach §§ 17, 84 BDG oder den entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften oder 

der nach der WDO zuständigen Einleitungsbehörde, wenn die Tat vor Beendigung des 
Amts- oder Dienstverhältnisses begangen wurde oder wenn bei einer nach diesem Zeit-
punkt begangenen Tat die besonderen Voraussetzungen gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe b BDG i.V.m. § 77 Abs. 2 BBG oder den entsprechenden landesrechtlichen Vor-
schriften oder gem. § 1 Abs. 2 Satz 2 WDO i.V.m. § 23 Abs. 2 SG vorliegen: 

 
a) die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
b) die Urteile, 
 
c) der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach Buchstabe a oder b zu ma-

chen war. 
 

Nummer 15 Abs. 2 gilt in diesen Fällen entsprechend. 
 
(2) In Strafsachen gegen Personen, denen aufgrund einer früheren Tätigkeit in einem privat-
rechtlichen Arbeitnehmerverhältnis im öffentlichen Dienst oder als Hinterbliebene einer solchen 
Person gegen eine Zusatzversorgungseinrichtung des öffentlichen Dienstes Ansprüche auf Be-
triebsrenten aufgrund einer Pflichtversicherung oder Besitzstandsrenten zustehen, sind der für 
die Festsetzung der Leistungen zuständigen Stelle rechtskräftige Urteile mitzuteilen, wenn:  
 

1. wegen einer vorsätzlichen Tat eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder  
 
2. wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hoch-

verrat, Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefähr-
dung der äußeren Sicherheit strafbar ist, eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs 
Monaten 

 
verhängt worden ist. 
 
(3) In Strafsachen gegen sonstige Personen, denen gegen eine öffentliche Kasse Ansprüche 
auf Leistungen mit Versorgungscharakter zustehen oder denen solche Leistungen gewährt 
werden, sind der für die Festsetzung der Leistungen zuständigen Stelle rechtskräftige Urteile 
mitzuteilen, in denen wegen einer vorsätzlichen Tat, die 
 

1. vor Beendigung des Amts- oder Dienstverhältnisses begangen wurde, eine Freiheits-
strafe von mindestens einem Jahr verhängt oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentli-
cher Ämter aberkannt worden ist, 

 
2. nach Beendigung des Amts- oder Dienstverhältnisses begangen wurde, eine Freiheits-

strafe von mindestens zwei Jahren verhängt worden ist oder 
 

                                            
 Amtl. Anm.: 
SL:  Im Anwendungsbereich des saarländischen Landesrechts sind §§ 17, 84 des Saarländischen Diszip-

linargesetzes (SDG) zu beachten. 
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3. die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demokra-
tischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefährdung der äußeren Sicherheit 
strafbar ist, eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten verhängt worden ist. 

 
(4) In Strafsachen gegen Hinterbliebene von Personen im Sinne der Absätze 1 und 3, die An-
spruch auf Versorgungsbezüge haben oder Versorgungsleistungen erhalten, sind der für die 
Festsetzung der Versorgungsbezüge zuständigen Stelle rechtskräftige Urteile mitzuteilen, 
wenn: 
 

1. wegen eines Verbrechens eine Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren oder  
 
2. wegen einer vorsätzlichen Tat, die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hoch-

verrat, Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates oder Landesverrat und Gefähr-
dung der äußeren Sicherheit strafbar ist, eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs 
Monaten 

 
verhängt worden ist. 
 

19 
Strafsachen gegen Soldatinnen und Soldaten 

§ 89 Abs. 1 und 3 SG, § 115 BBG 
 
(1) In Strafsachen gegen Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr sind mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 

2. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, 
 

3. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und 
 

4. die einen Rechtszug abschließende Entscheidung mit Begründung sowie ggf. mit dem 
Hinweis, dass ein Rechtsmittel eingelegt worden ist. 
 

Endet das Wehrdienstverhältnis nach der Übermittlung einer Mitteilung, so ist der Empfänger 
vom Ausgang des Verfahrens nach § 20 Abs. 1 EGGVG zu unterrichten, soweit er hierauf nicht 
verzichtet hat. 
 
(2) Absatz 1 gilt in Verfahren wegen Privatklagedelikten nur, wenn die Staatsanwaltschaft das 
öffentliche Interesse an der Strafverfolgung bejaht hat; Nummer 29 bleibt unberührt. In Verfah-
ren wegen fahrlässig begangener Straftaten sind Mitteilungen nach Absatz 1 Ziff. 2 bis 4 nur zu 
machen, wenn 
 

1. es sich um schwere Verstöße, namentlich Vergehen der Trunkenheit im Straßenverkehr 
oder der fahrlässigen Tötung, handelt oder 
 

2. in sonstigen Fällen die Kenntnis der Daten aufgrund der Umstände des Einzelfalles er-
forderlich ist, um zu prüfen, ob dienstrechtliche Maßnahmen zu ergreifen sind. 

 
(3) Entscheidungen über Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach Absatz 1 oder 2 zu 
übermitteln sind, sollen übermittelt werden, wenn die in Absatz 2 Ziff. 2 genannten Vorausset-
zungen erfüllt sind. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkennt-
nisse sind. Übermittelt werden sollen insbesondere Einstellungsentscheidungen gem. § 170 
Abs. 2 StPO, die Feststellungen zu einer Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB enthalten. Die Mit-
teilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
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(4) Übermittlungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind auch zulässig, soweit sie Daten betreffen, 
die dem Steuergeheimnis (§ 30 AO) unterliegen. 
 
(5) Mitteilungen sind zu richten 
 

1. bei Erlass und Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls schriftlich an die nächs-
ten Disziplinarvorgesetzten oder deren Vertretung im Amt, 
 

2. in allen übrigen Fällen zum Zwecke der Weiterleitung an die zuständige Stelle an das 
Kommando Territoriale Aufgaben der Bundeswehr (Kurt-Schumacher-Damm 41, 13405 
Berlin). 
 

Die Mitteilungen sind als "Vertrauliche Personalsache“ zu kennzeichnen. Im Falle der Ziffer 2 
sind nur die Personendaten der Soldatinnen oder Soldaten, die zur Ermittlung der zuständigen 
Stelle erforderlich sind (Name, Geburtsname, Vorname, Geburtsdatum, Dienstgrad, Truppenteil 
oder Dienststelle sowie Standort), dem Kommando Territoriale Aufgaben der Bundeswehr mit-
zuteilen. Die übrigen Daten sind zur Weiterleitung in einem verschlossenen Umschlag zu über-
mitteln. Ist das Wehrdienstverhältnis zwischenzeitlich beendet, soll neben den bekannten, zu-
letzt gültigen Personendaten auch die bekannte Anschrift der entlassenen Soldatinnen oder 
Soldaten mitgeteilt werden. 
 

20 
Strafsachen gegen Soldatinnen und Soldaten im Ruhestand, frühere Berufssoldatinnen 

und Berufssoldaten und frühere Soldatinnen und Soldaten auf Zeit 
§ 89 Abs. 2 SG 

 
(1) In Strafsachen gegen Berufsoffiziere und -unteroffiziere im Ruhestand, frühere Berufsoffizie-
re und -unteroffiziere und frühere Offiziere und Unteroffiziere auf Zeit sind mitzuteilen 
 

1. die Erhebung der öffentlichen Klage,  
 
2. die Urteile, 

 
3. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu ma-

chen war, wenn der Tatvorwurf 
 

a) die §§ 80 bis 100a, 105, 106, 129, 129a StGB oder § 20 VereinsG betrifft und die 
Tat eine Betätigung gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes zum Ziel hatte oder 

 
b) auf unwürdiges Verhalten im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 2 SG schließen lässt 

 
und nicht erkennbar ist, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen an dem Ausschluss der 
Übermittlung überwiegen. In Privatklageverfahren und in Verfahren wegen fahrlässig begange-
ner Straftaten sind Mitteilungen nach dieser Bestimmung nicht zu machen. 
 
(2) Die Mitteilungen sind zum Zwecke der Weiterleitung an die zuständige Stelle an das Kom-
mando Territoriale Aufgaben der Bundeswehr (Kurt-Schumacher-Damm 41, 13405 Berlin) zu 
richten und als „Vertrauliche Personalsache“ zu kennzeichnen. Es sind nur die Personendaten 
der Beschuldigten mitzuteilen, die für die Ermittlung der zuständigen Stelle erforderlich sind. 
Hierzu sollen Name, Geburtsname, Vorname, Geburtsdatum, der frühere Dienstgrad und die 
Anschrift der Beschuldigten angegeben werden. Die übrigen Daten sind dem Kommando Terri-
toriale Aufgaben der Bundeswehr in einem verschlossenen Umschlag zu übermitteln. 
 
(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
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21 
Strafsachen gegen Zivildienstleistende 

§ 45a ZDG, § 115 BBG 
 
(1) In Strafsachen gegen Zivildienstleistende sind mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 
2. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, 
 
3. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und 
 
4. die einen Rechtszug abschließende Entscheidung mit Begründung sowie ggf. mit dem 

Hinweis, dass ein Rechtsmittel eingelegt worden ist. 
 
Endet das Zivildienstverhältnis nach Übermittlung einer Mitteilung, ist der Empfänger über den 
Ausgang des Verfahrens nach § 20 Abs. 1 EGGVG zu unterrichten, soweit er hierauf nicht ver-
zichtet hat. 
 
(2) Absatz 1 gilt in Verfahren wegen Privatklagedelikten nur, wenn die Staatsanwaltschaft das 
öffentliche Interesse an der Strafverfolgung bejaht hat; Nummer 29 bleibt unberührt. In Verfah-
ren wegen fahrlässig begangener Straftaten sind Mitteilungen nach Absatz 1 Ziff. 2 bis 4 nur zu 
machen, wenn 
 

1. es sich um schwere Verstöße, namentlich Vergehen der Trunkenheit im Straßenver-
kehr oder der fahrlässigen Tötung, handelt oder 

 
2. in sonstigen Fällen die Kenntnis der Daten aufgrund der Umstände des Einzelfalles er-

forderlich ist, um zu prüfen, ob dienstrechtliche Maßnahmen zu ergreifen sind. 
 
(3) Entscheidungen über Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach Absatz 1 oder 2 zu 
übermitteln sind, sollen übermittelt werden, wenn die in Absatz 2 Ziff. 2 genannten Vorausset-
zungen erfüllt sind. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkennt-
nisse sind. Übermittelt werden sollen insbesondere Einstellungsentscheidungen gem. § 170 
Abs. 2 StPO, die Feststellungen zu einer Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB enthalten. Die Mit-
teilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(4) Übermittlungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind auch zulässig, soweit sie Daten betreffen, 
die dem Steuergeheimnis (§ 30 AO) unterliegen. 
 
(5) Die Mitteilungen sind an das 
 

Bundesamt für Familie und 
zivilgesellschaftliche Aufgaben 

50964 Köln 
Telefon: 0221 3673-0 

 
zu richten und als "Vertrauliche Personalsache" zu kennzeichnen. 
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22 
Strafsachen gegen Geistliche und Beamtinnen und Beamte öffentlich-rechtlicher Religi-

onsgesellschaften 
§ 12 Abs. 2, § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4 und 6, Abs. 2 EGGVG 

 
(1) Mitteilungen an Stellen der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften sind nur zulässig, 
sofern sichergestellt ist, dass bei dem Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen ge-
troffen sind. 
 
(2) In Strafsachen gegen Geistliche einer Kirche oder gegen Personen, die ein entsprechendes 
Amt bei einer anderen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft bekleiden, sowie gegen Be-
amtinnen und Beamte einer Kirche oder einer Religionsgesellschaft sind mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 

2. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
3. die Urteile, 
 
4. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 3 zu machen 

war. 
 
(3) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonsti-
gen Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maß-
nahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere 
Umstände des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits 
ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlässigkeit oder Eignung für die gerade ausgeüb-
te berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen 
oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht bei Straf-
taten, durch die der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefährlicher Körperver-
letzung. 
 
(4) Entscheidungen über Verfahrenseinstellungen, die nicht bereits nach den Absätzen 2 und 3 
zu übermitteln sind, sollen nur übermittelt werden, wenn die Kenntnis der Daten aufgrund der 
Umstände des Einzelfalles erforderlich ist, um zu prüfen, ob disziplinarrechtliche Maßnahmen 
zu ergreifen sind. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnis-
se sind. Übermittelt werden sollen insbesondere Einstellungsentscheidungen nach § 170 Abs. 2 
StPO, wenn sie Feststellungen zu einer Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB enthalten. Die Mittei-
lung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(5) Für die in Absatz 2 genannten Personen gelten, wenn sie sich im Ruhestand befinden, die 
Absätze 2 bis 4 entsprechend. 
 
(6) Die Mitteilungen sind an die jeweils zuständige Oberbehörde der öffentlich-rechtlichen Reli-
gionsgesellschaft zu richten und als "Vertrauliche Personalsache" zu kennzeichnen. 
 

23 
Strafsachen gegen Notarinnen, Notare und Angehörige der 

rechtsberatenden Berufe 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 EGGVG, § 64a Abs. 2 BNotO, § 36 Abs. 2 
BRAO auch i.V.m. § 207 Abs. 2 Satz 1, § 209 Abs. 1 Satz 3, § 59m Abs. 2 BRAO, § 4 Abs. 1 
EuRAG, § 34 Abs. 2 PAO auch i.V.m. § 154b Abs. 2, § 52m Abs. 2 PAO, § 18 Abs. 1 RDG 

 
(1) In Strafsachen gegen 
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- Notarinnen, Notare, Notarassessorinnen und Notarassessoren, 
 

- Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, einschließlich der niedergelassenen euro-
päischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte i.S.v. § 2 EuRAG, der dienstleis-
tenden europäischen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte i.S.v. § 25 EuRAG und 
der niedergelassenen ausländischen Anwältinnen und Anwälte i.S.v. § 206 BRAO, 

 
- Patentanwältinnen und Patentanwälte, einschließlich der ausländischen Mitglieder 

der Patentanwaltskammer i.S.v. § 154a PatAnwO,  
 

- Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer einer Rechtsanwaltsgesellschaft oder 
Patentanwaltsgesellschaft mit beschränkter Haftung,  

 
- registrierte Rechtsdienstleisterinnen und Rechtsdienstleister, Rechtsbeistände, Pro-

zessagentinnen und Prozessagenten 
 
sind mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 

2. Entscheidungen, durch die ein vorläufiges Berufsverbot angeordnet oder ein solches 
aufgehoben worden ist, 

 
3. die Erhebung der öffentlichen Klage, 

 
4. die Urteile, 

 
5. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 4 zu ma-

chen war. 
 
(2) In besonderen Fällen, namentlich in Verfahren, die die pflichtwidrige Verwendung von Man-
dantengeldern, einen Parteiverrat, einen Betrug, eine Urkundenfälschung, die unterlassene 
Herausgabe von Behördenakten oder einen sonstigen Vorwurf, der zu einem Berufs- oder Ver-
tretungsverbot oder einer Amtsenthebung führen kann, zum Gegenstand haben, oder wenn im 
Verfahren Feststellungen zu einer Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB getroffen werden, sind 
auch die Einleitung sowie der Ausgang des Ermittlungsverfahrens mitzuteilen. 
 
(3) In Privatklageverfahren und in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten unterbleibt 
die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstände des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist insbeson-
dere erforderlich, wenn die Tat bereits ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlässigkeit 
oder Eignung für die gerade ausgeübte berufliche Tätigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen 
Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
nicht bei Straftaten, durch die der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefährli-
cher Körperverletzung. 
 
(4) Die Mitteilungen sind zu richten 
 

1. bei Notarinnen, Notaren, Notarassessorinnen und Notarassessoren: 
an die Landesjustizverwaltung, die Präsidentin oder den Präsidenten des Oberlandes-
gerichts, des Landgerichts und der Notarkammer;  

 
2. bei Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten beim Bundesgerichtshof: 

an das Bundesministerium der Justiz, die Generalbundesanwältin oder den General-
bundesanwalt beim Bundesgerichtshof und die Rechtsanwaltskammer beim Bundes-
gerichtshof; 
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3. bei den übrigen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten gemäß Absatz 1 sowie bei 

Rechtsbeiständen, die Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer sind:  
an die Generalstaatsanwaltschaft und die Rechtsanwaltskammer;  

 
4. bei nichtanwaltlichen und nichtpatentanwaltlichen Geschäftsführerinnen und Ge-

schäftsführern einer Rechtsanwaltsgesellschaft mit beschränkter Haftung an die ge-
mäß §§ 120, 119 Abs. 2, § 60 Abs. 1 Satz 2 BRAO zuständige Generalstaatsanwalt-
schaft und die gemäß § 60 Abs. 1 Satz 2 BRAO zuständige Rechtsanwaltskammer  
(§§ 74, 113, 115c und 120 BRAO); 

 
bei nichtanwaltlichen und nichtpatentanwaltlichen Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführern einer Patentanwaltsgesellschaft mit beschränkter Haftung an die Gene-
ralstaatsanwaltschaft München (§§ 86, 104, 105 PAO) und die Patentanwaltskammer 
(§§ 53, 58, 70, 95, 97a PAO); 

 
5. bei Patentanwältinnen und Patentanwälten - auch als Geschäftsführerinnen oder Ge-

schäftsführer einer Patentanwaltsgesellschaft mit beschränkter Haftung - an die Präsi-
dentin oder den Präsidenten des Deutschen Patent- und Markenamtes, die General-
staatsanwaltschaft München und die Patentanwaltskammer (§§ 53, 58, 70, 86, 95, 97a, 
104, 105 PAO); 

 
Geschäftsführer einer Rechtsanwaltsgesellschaft mit beschränkter Haftung zusätzlich 
an die gemäß §§ 120, 119 Abs. 2, § 60 Abs. 1 Satz 2 BRAO zuständige General-
staatsanwaltschaft und die gemäß § 60 Abs. 1 Satz 2 BRAO zuständige Rechtsan-
waltskammer (§§ 74, 113, 115c, 120 BRAO); 

 
6. bei den in Ziffern 3 und 5 genannten Angehörigen rechtsberatender Berufe, die Gesell-

schafterinnen oder Gesellschafter, Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer, Proku-
ristinnen oder Prokuristen oder Handlungsbevollmächtigte zum gesamten Geschäfts-
betrieb einer Rechtsanwaltsgesellschaft mit beschränkter Haftung sind, zusätzlich an 
die für die Rechtsanwaltsgesellschaft zuständige Rechtsanwaltskammer, wenn die Mit-
teilung ein Berufsverbot betrifft; ist der Mitteilungsempfänger mit den nach Ziffer 3 zu 
unterrichtenden Stellen identisch, ist eine zusätzliche Mitteilung nicht erforderlich; 

 
7. bei den in Ziffern 3 und 5 genannten Angehörigen rechtsberatender Berufe, die Gesell-

schafterinnen oder Gesellschafter, Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer, Proku-
ristinnen oder Prokuristen oder Handlungsbevollmächtigte zum gesamten Geschäfts-
betrieb einer Patentanwaltsgesellschaft mit beschränkter Haftung sind, zusätzlich an 
die Präsidentin oder den Präsidenten des Deutschen Patent- und Markenamtes (§ 52g 
Abs. 1, § 52h Abs. 3 PAO) und die Patentanwaltskammer (§ 53 Abs. 1, § 97a PAO), 
wenn die Mitteilung ein Berufsverbot betrifft; sind die Mitteilungsempfänger mit den 
nach Ziffer 5 zu unterrichtenden Stellen identisch, ist eine zusätzliche Mitteilung nicht 
erforderlich; 

 
8. bei registrierten Rechtsdienstleisterinnen und Rechtsdienstleistern, Rechtsbeiständen, 

die nicht Mitglieder einer Rechtsanwaltskammer sind, Prozessagentinnen und Prozes-
sagenten: 

 an die auf der Grundlage von § 19 RDG nach Landesrecht zuständige Stelle. 
 

Die Mitteilungen sind als "Vertrauliche Personalsache" zu kennzeichnen. 
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24 
Strafsachen gegen Angehörige bestimmter Berufe des Wirtschaftslebens und Sachver-

ständige 
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4 und 5, Abs. 2 EGGVG, §§ 36a Abs. 3 Nr. 2, 84a Abs. 2,  

130 Abs. 1 WiPrO , § 10 Abs. 2 StBerG 
 

(1) In Strafsachen gegen 
 

- Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer,  
 
- vereidigte Buchprüferinnen und vereidigte Buchprüfer, 
 
- Steuerberaterinnen und Steuerberater, 
 
- Steuerbevollmächtigte,  
 
- Vorstandsmitglieder, Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer, persönlich haftende 

Gesellschafterinnen und Gesellschafter oder Partnerinnen und Partner einer  
 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
 
Steuerberatungsgesellschaft oder  
 
Buchprüfungsgesellschaft,  

 
- Dispacheurinnen und Dispacheure,  
 
- Markscheiderinnen und Markscheider,  
 
- öffentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen und Vermessungsingenieure,  
 
- Vorstandsmitglieder, Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer, geschäftsführende und 

gleichzeitig vertretungsberechtigte Gesellschafterinnen und Gesellschafter, Geschäftsin-
haberinnen und Geschäftsinhaber eines zur Teilnahme am Börsenhandel zugelassenen 
Unternehmens und Personen, die für ein solches Unternehmen an der Börse handeln 
(Börsenhändler), 
 

- öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige, öffentlich bestellte und vereidigte 
sowie allgemein beeidigte Dolmetscherinnen und Dolmetscher, ferner öffentlich bestellte 
und vereidigte sowie ermächtigte Übersetzerinnen und Übersetzer sowie 
 

- Architektinnen und Architekten, Ingenieurinnen und Ingenieure, soweit diese in einer von 
einer Berufskammer geführten Liste eingetragen sind, 

 
sind, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung von Pflichten schließen lässt, die bei der Aus-
übung des Berufs zu beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zweifel an der Eig-
nung, Zuverlässigkeit oder Befähigung hervorzurufen, mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 
2. die Entscheidung, durch die ein vorläufiges Berufsverbot angeordnet oder ein solches 

aufgehoben worden ist, 
 
3. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
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4. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 3 zu machen 
war. 

 
(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonsti-
gen Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maß-
nahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere 
Umstände des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits 
ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlässigkeit oder Eignung für die gerade ausgeüb-
te berufliche Tätigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staats-
anwältinnen oder Staatsanwälte an. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der 
Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefährlicher Körperverletzung. 
 
(3) In Strafsachen gegen amtlich anerkannte Sachverständige oder Prüferinnen und Prüfer für 
den Kraftfahrzeugverkehr gelten die Absätze 1 und 2 mit der Maßgabe, dass sich die Mittei-
lungspflicht auch auf die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis gem. § 111a StPO oder die 
Sicherstellung, Inverwahrnahme oder Beschlagnahme des Führerscheins gem. § 94 StPO er-
streckt. Gleiches gilt für Prüfingenieurinnen und Prüfingenieure von amtlich anerkannten Über-
wachungsorganisationen, die mit der Durchführung von Untersuchungen betraut sind (Anl.  
VIII b StVZO). 
 
(4) Die Mitteilungen sind zu richten an 
 

1. die zuständige Landesbehörde in Fällen, in denen eine rechtskräftige Entscheidung ein 
Berufsverbot anordnet oder den Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
zur Folge hat, 

 
2. die zuständige Berufskammer, wenn eine solche als Körperschaft des öffentlichen 

Rechts besteht, 
 
3. die für die Bestellung zuständige Behörde oder Stelle (Kammer) in Strafsachen gegen 

öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige, öffentlich bestellte und vereidigte 
sowie allgemein beeidigte Dolmetscherinnen und Dolmetscher, öffentlich bestellte und 
vereidigte sowie ermächtigte Übersetzerinnen und Übersetzer, 

 
4. die für die Aufsicht über Dispacheurinnen und Dispacheure, Markscheiderinnen und 

Markscheider, öffentlich bestellte Vermessungsingenieurinnen und Vermessungsingeni-
eure, die für die amtliche Anerkennung der Sachverständigen und Prüferinnen und Prü-
fer für den Kraftfahrzeugverkehr sowie die für die Zustimmung zur Betrauung von 
Prüfingenieurinnen und Prüfingenieuren jeweils zuständige Stelle,  

 
5. die Geschäftsführung der Börse in Strafsachen gegen Vorstandsmitglieder, Geschäfts-

führerinnen und Geschäftsführer, geschäftsführende und gleichzeitig vertretungsberech-
tigte Gesellschafterinnen und Gesellschafter, Geschäftsinhaberinnen und Geschäftsin-
haber eines zur Teilnahme am Börsenhandel zugelassenen Unternehmens und Perso-
nen, die für ein solches Unternehmen an der Börse handeln (Börsenhändler), und an 

 
6. die Generalstaatsanwältin oder den Generalstaatsanwalt, die oder der für die Einleitung 

des berufsgerichtlichen Verfahrens zuständig ist (§§ 84, 130 Abs. 1 WiPrO, § 113 
StBerG), in Strafsachen gegen Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer, vereidigte 
Buchprüferinnen und vereidigte Buchprüfer, Steuerberaterinnen und Steuerberater so-
wie Steuerbevollmächtigte, gegen Vorstandsmitglieder, Geschäftsführerinnen und Ge-
schäftsführer, persönlich haftende Gesellschafterinnen oder Gesellschafter oder Partne-
rinnen oder Partner einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft 
oder Buchprüfungsgesellschaft. 
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25 
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter 

von Kredit-, Finanzdienstleistungs-, Zahlungs- und E-Geld-Instituten 
§ 60a Abs. 1, Abs. 1a KWG, § 34 ZAG 

 
(1) In Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber oder Geschäftsleiterinnen und Geschäftslei-
ter von Kredit-, Finanzdienstleistungs-, Zahlungs- und E-Geld-Instituten sowie gegen Inhaberin-
nen und Inhaber bedeutender Beteiligungen an solchen Instituten oder deren gesetzliche Ver-
treterinnen und Vertreter oder in den Fällen des § 60a Absatz 1 KWG auch deren persönlich 
haftende Gesellschafterinnen und Gesellschafter wegen Verletzung ihrer Berufspflichten oder 
anderer Straftaten bei oder im Zusammenhang mit der Ausübung eines Gewerbes oder dem 
Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung, sind der 
 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Bankenaufsicht 

Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 

 
mitzuteilen 
 

1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, in Strafsachen, die ei-
ne Straftat nach § 54 KWG oder § 31 ZAG zum Gegenstand haben, bereits die Einlei-
tung des Ermittlungsverfahrens, 

 
2. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und 

 
3. die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begründung, wenn eine Mitteilung 

nach den Ziffern 1 oder 2 zu machen war.  
 
Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entscheidung unter Hin-
weis auf das eingelegte Rechtsmittel zu übermitteln.  
 
(2) In Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten werden die in Absatz 1 Satz 1 Ziff. 1 
und 2 bestimmten Übermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der übermittelnden 
Stelle unverzüglich Entscheidungen oder andere Maßnahmen der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht geboten sind. 
 

25a 
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter 
von Wertpapierdienstleistungsunternehmen und sonstige an Wertpapierdienstleistungs-

geschäften beteiligte Personen 
§ 40a Abs. 1, 2 und 4 WpHG 

 
(1) In Strafsachen wegen Straftaten nach § 38 WpHG teilt die Staatsanwaltschaft die Einleitung 
des Ermittlungsverfahrens, die Anklageschrift bzw. den Antrag auf Erlass eines Strafbefehls der 
 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Wertpapieraufsicht 

Marie-Curie-Straße 24-28 
60439 Frankfurt 

 
mit. Das Gericht teilt in diesen Verfahren der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
den Termin zur Hauptverhandlung mit. 
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(2) In Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber oder Geschäftsleiterinnen und Geschäftslei-
ter von Wertpapierdienstleistungsunternehmen oder deren gesetzliche Vertreterinnen und Ver-
treter oder persönlich haftende Gesellschafterinnen und Gesellschafter wegen Straftaten zum 
Nachteil von Kundinnen und Kunden bei oder im Zusammenhang mit dem Betrieb des Wertpa-
pierdienstleistungsunternehmens, ferner in Strafsachen, die Straftaten nach § 38 WpHG zum 
Gegenstand haben, sind im Fall der Erhebung der öffentlichen Klage der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht 
 

1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, 
 
2. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und 
 
3. die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begründung 

 
zu übermitteln. Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entschei-
dung unter Hinweis auf das eingelegte Rechtsmittel zu übermitteln. 
 
(3) In Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten werden die in Absatz 2 Nummer 1 und 
2 bestimmten Übermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der übermittelnden Stelle 
unverzüglich Entscheidungen oder andere Maßnahmen der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht geboten sind. 
 

 
25b 

Strafsachen gegen Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Versicherungsunter-
nehmen oder Pensionsfonds und sonstige daran beteiligte Personen 

§ 145b Abs. 1, Abs. 1a VAG 
 
(1) In Strafsachen gegen Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Versicherungsunter-
nehmen oder Pensionsfonds sowie Inhaberinnen und Inhaber bedeutender Beteiligungen an 
Versicherungsunternehmen oder Pensionsfonds oder deren gesetzliche Vertreterinnen und 
Vertreter oder persönlich haftende Gesellschafterinnen und Gesellschafter wegen Verletzung 
ihrer Berufspflichten oder anderer Straftaten bei oder im Zusammenhang mit der Ausübung 
eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung, ferner in 
Strafverfahren, die Straftaten nach den §§ 134, 137 bis 141, 143 und 145 VAG zum Gegen-
stand haben, sind - und zwar auch, wenn eine Landesbehörde die Aufsicht ausübt - der 
 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Versicherungsaufsicht 

Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 

 
mitzuteilen 
 

1. in Strafsachen, die eine Straftat nach § 140 VAG zum Gegenstand haben, die Einleitung 
des Ermittlungsverfahrens, 

 
2. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,  

 
3. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und 

 
4. die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begründung. 

 
Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entscheidung unter Hin-
weis auf das eingelegte Rechtsmittel zu übermitteln.  
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(2) In Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten werden die in Absatz 1 Satz 1 Ziff. 2 
und 3 bestimmten Übermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der übermittelnden 
Stelle unverzüglich Entscheidungen oder andere Maßnahmen der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht geboten sind. 
 

25c 
Strafsachen gegen bedeutende Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Ge-
schäftsleiter von Verwaltungsgesellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaf-

ten und Verwahrstellen 
§ 341 Abs. 1, Abs. 2 KAGB 

 
(1) In Strafsachen gegen bedeutend beteiligte Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen 
und Geschäftsleiter oder Mitglieder der Verwaltungs- oder Aufsichtsorgane von Verwaltungsge-
sellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaften oder Verwahrstellen oder deren je-
weilige gesetzliche Vertreterinnen und Vertreter oder persönlich haftende Gesellschafterinnen 
oder Gesellschafter wegen Verletzung ihrer Berufspflichten oder anderer Straftaten bei oder im 
Zusammenhang mit der Ausübung eines Gewerbes oder dem Betrieb einer sonstigen wirt-
schaftlichen Unternehmung sind der 
 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
Wertpapieraufsicht 

Marie-Curie-Straße 24-28 
60439 Frankfurt am Main 

 
mitzuteilen 
 

1. die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, in Strafsachen, die ei-
ne Straftat nach § 339 KAGB zum Gegenstand haben, bereits die Einleitung des Ermitt-
lungsverfahrens, 

 
2. der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls, 
 
3. die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begründung, wenn eine Mitteilung 

nach den Ziffern 1 oder 2 zu machen war. 
 
Ist gegen die Entscheidung ein Rechtsmittel eingelegt worden, ist die Entscheidung unter Hin-
weis auf das eingelegte Rechtsmittel zu übermitteln. 
 
(2) In Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten werden die in Absatz 1 Satz 1 Ziffern 1 
und 2 bestimmten Übermittlungen nur vorgenommen, wenn aus der Sicht der übermittelnden 
Stelle unverzüglich Entscheidungen oder andere Maßnahmen der Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht geboten sind. 
 

26 
Strafsachen gegen Angehörige der Heilberufe 

§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 4 und 5, Abs. 2 EGGVG 
 
(1) In Strafsachen gegen  
 

- Ärztinnen und Ärzte,  
 

- Zahnärztinnen und Zahnärzte,   
 

- Tierärztinnen und Tierärzte, 
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- Apothekerinnen und Apotheker, 

 
- Psychologische Psychotherapeutinnen und Psychologische Psychotherapeuten, 

 
- Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und Kinder- und Jugendlichen-

psychotherapeuten,  
 

- Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker,  
 

- Hebammen und Entbindungspfleger  
 

- Altenpflegerinnen/Altenpfleger, 
 

- Diätassistentinnen/Diätassistenten, 
 

- Ergotherapeutinnen/Ergotherapeuten, 
 

- Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen/Gesundheits- und Kinderkranken-
pfleger,  
 

- Gesundheits- und Krankenpflegerinnen/Gesundheits- und Krankenpfleger,  
 

- Logopädinnen/Logopäden, 
 

- Masseurinnen und medizinische Bademeisterinnen/Masseure und medizinische 
Bademeister, 
 

- Orthoptistinnen/Orthoptisten, 
 

- Physiotherapeutinnen/Physiotherapeuten, 
 

- Podologinnen/Podologen, 
 

- Rettungsassistentinnen/Rettungsassistenten,  
 

- Notfallsanitäterinnen/Notfallsanitäter, 
 

- Technische Assistentinnen und Assistenten in der Medizin (Medizinisch-
technische Assistentinnen/Assistenten für Funktionsdiagnostik; Medizinisch - 
technische Laboratoriumsassistentinnen/Laboratoriumsassistenten; Medizinisch - 
technische Radiologieassistentinnen/Radiologieassistenten; veterinärmedizi-
nisch-technische Assistentinnen/Assistenten), 
 

- Pharmazeutisch-technische Assistentinnen/Assistenten  
 
sind, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung von Pflichten schließen lässt, die bei der Aus-
übung des Berufes zu beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zweifel an der Eig-
nung, Zuverlässigkeit oder Befähigung hervorzurufen, mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 

2. die Entscheidung, durch die ein vorläufiges Berufsverbot angeordnet oder ein sol-
ches aufgehoben worden ist, 
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3. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 

4. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 bis 3 zu ma-
chen war. 

 
(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonsti-
gen Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maß-
nahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere 
Umstände des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits 
ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlässigkeit oder Eignung für die gerade ausgeüb-
te berufliche Tätigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staats-
anwältinnen oder Staatsanwälte an. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der 
Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefährlicher Körperverletzung. 
 
(3) Die Mitteilungen sind zu richten an 
 

1. die zuständige Behörde und 
 
2. die zuständige Berufskammer, wenn eine solche als Körperschaft des öffentlichen 

Rechts besteht. 
 
Sie sind als „Vertrauliche Personalsache“ zu kennzeichnen. 
 

27 
Strafsachen gegen sonstige Angehörige von Lehrberufen und erzieherischen Berufen 

§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG 
 

 
(1) In Strafsachen gegen 
 

1. Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, außerplanmäßige Professorinnen 
und außerplanmäßige Professoren, Gastprofessorinnen und Gastprofessoren, Privat-
dozentinnen und Privatdozenten, Gastdozentinnen und Gastdozenten, Lehrbeauftragte 
an Hochschulen,  

 
2. Schulleiterinnen und Schulleiter, Lehrerinnen und Lehrer und andere Personen, die an 

Schulen mit pädagogischen Aufgaben betraut sind, 
 

3. Leiterinnen und Leiter, Erzieherinnen und Erzieher und andere Personen, die in Hei-
men, Kindertagesstätten, Kindergärten oder ähnlichen Einrichtungen mit erzieheri-
schen Aufgaben betraut sind, 

 
wenn sie entweder an Hochschulen oder Schulen in freier Trägerschaft oder einer privaten Ein-
richtung der in Ziffer 3 genannten Art oder - ohne in einem Arbeitnehmer- oder Beamtenverhält-
nis zu stehen - an öffentlichen Hochschulen oder Schulen oder an einer der in Ziffer 3 genann-
ten öffentlichen Einrichtungen tätig sind, gilt Nummer 16 Abs. 1 bis 3 entsprechend. 
 
(2) Die Mitteilungen sind unter Nennung der Beschäftigungsstelle an die zuständige Aufsichts-
behörde zu richten und als "Vertrauliche Personalsache" zu kennzeichnen. 
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28 
Strafsachen gegen Betreiberinnen und Betreiber von sowie Beschäftigte in Alten-, Be-

hinderten- und Pflegeheimen, ambulanten Pflegediensten und Werkstätten für behinderte 
Menschen und Tagesförderstätten 

§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 EGGVG 
 
(1) In Strafsachen gegen Betreiberinnen oder Betreiber, Vertretungsberechtigte juristischer Per-
sonen als Betreiber, Leiterinnen oder Leiter von sowie Pflegedienstleiterinnen oder Pflege-
dienstleiter und andere pflegerisch oder betreuerisch tätige Beschäftigte in Einrichtungen im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 HeimG oder der dieses Gesetz ersetzenden landesrechtlichen 
Vorschriften, Werkstätten für behinderte Menschen und Tagesförderstätten und ambulanten 
Pflegediensten nach SGB V und SGB XI sind, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung von 
Pflichten schließen lässt, die bei der Ausübung der Tätigkeit zu beachten sind, oder er in ande-
rer Weise geeignet ist, Zweifel an der Eignung, Zuverlässigkeit oder Befähigung hervorzurufen, 
mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 

2. die Erhebung der öffentlichen Klage,  
 

3. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu machen 
war. 

 
(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonsti-
gen Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maß-
nahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere 
Umstände des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits 
ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlässigkeit oder Eignung für die gerade ausgeüb-
te berufliche Tätigkeit hervorzurufen. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staats-
anwältinnen oder Staatsanwälte an. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht bei Straftaten, durch die der 
Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefährlicher Körperverletzung. 
 
(3) Die Mitteilungen sind an die für die jeweilige Einrichtung zuständige Aufsichtsbehörde 
und an die zuständige oberste Landesbehörde zu richten und als „Vertrauliche Personal-
sache“ zu kennzeichnen. 
 

29 
 

Sonstige Mitteilungen über Personen, die einer Dienst-, Staats-, Standesaufsicht oder 
berufsrechtlichen Aufsicht unterliegen 

§ 17 Nr. 3 und 4 EGGVG, § 115 Abs. 4 BBG, § 49 Abs. 4 BeamtStG, §§ 46, 71 DRiG,  
§ 89 Abs. 1 SG, § 45a Abs. 1 ZDG, § 64a Abs. 2 BNotO, § 36 Abs. 2 auch i.V.m § 207 Abs. 2 
Satz 1, § 209 Abs. 1 Satz 3, § 59m Abs. 2 BRAO, § 4 Abs. 1 EuRAG, § 34 Abs. 2 auch i.V.m. 

§ 154b Abs. 2, § 52m Abs. 2 PAO, § 18 Abs. 1 RDG, § 40a Abs. 5 WpHG, §§ 36a Abs. 3 Nr. 2, 
84a Abs. 2, 130 Abs. 1 WiPrO, § 10 Abs. 2 StBerG, § 60a Abs. 2 KWG, § 34 Satz 2 ZAG,  

§ 341 Abs. 3 KAGB, § 145b Abs. 2 VAG 
 

 
(1) Sonstige Tatsachen, die in einem Strafverfahren - gleichgültig, gegen wen es sich richtet - 
bekannt werden, sind mitzuteilen, wenn ihre Kenntnis aufgrund besonderer Umstände des Ein-
zelfalls für dienst-, disziplinar-, standes- oder berufsrechtliche Maßnahmen gegen eine der 
nachfolgend genannten Personen oder für aufsichtsrechtliche Maßnahmen gegen deren Ge-
schäftsbetrieb erforderlich ist:  
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1.  Beamtinnen und Beamte, Richterinnen und Richter (Nummer 15) 
 
2.  Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr (Nummer 19) 
 
3.  Zivildienstleistende (Nummer 21) 
 
4.  Notarinnen und Notare sowie Angehörige der rechtsberatenden Berufe 

(Nummer 23) 
 
5.  Wirtschaftsprüferinnen und Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüferinnen und verei-

digte Buchprüfer, Steuerberaterinnen und Steuerberater sowie Steuerbevollmächtigte 
(Nummer 24) 

 
6.  Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Kredit-, Fi-

nanzdienstleistungs-, Zahlungs- und E-Geld-Instituten (Nummer 25) 
 
7.  Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Wertpapier-

dienstleistungsunternehmen und sonstige an Wertpapierdienstleistungsgeschäften 
beteiligte Personen (Nummer 25a) 

 
8.  Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Versicherungsunternehmen oder Pen-

sionsfonds und sonstige daran beteiligte Personen (Nummer 25b) 
 
9.  Inhaberinnen und Inhaber, Geschäftsleiterinnen und Geschäftsleiter von Verwal-

tungsgesellschaften, extern verwalteten Investmentgesellschaften und Verwahrstellen 
(Nummer 25c) 

 
10.  Angehörige der Heil- und Gesundheitsfachberufe (Nummer 26) 
 
11. Betreiberinnen und Betreiber von sowie Beschäftigte in Alten-, Behinderten- und 

Pflegeheimen, ambulanten Pflegediensten und Werkstätten für behinderte Menschen 
und Tagesförderstätten (Nummer 28). 

 
Erforderlich ist die Kenntnis der Daten auch, wenn diese Anlass zur Prüfung bietet, ob Maß-
nahmen der genannten Art zu ergreifen sind. 
 
(2) Mitteilungen unterbleiben, soweit für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass schutzwür-
dige Interessen der betroffenen Person an dem Ausschluss der Übermittlung das öffentliche 
Interesse überwiegen. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Er-
kenntnisse sind. 
 
(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(4) Die Mitteilungen sind an die Stellen zu richten, die in den in Absatz 1 genannten Bestim-
mungen aufgeführt sind, und als "Vertrauliche Personalsache" zu kennzeichnen. 
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3. Abschnitt 
Sonstige Mitteilungen wegen der 

persönlichen Verhältnisse der Betroffenen 
 

30 
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Titeln, Orden und Ehrenzeichen 

§ 4 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über Titel, Orden und Ehrenzeichen 
 

 
(1) Ergibt sich aus einem Strafurteil, dass die oder der Verurteilte Inhaberin oder Inhaber von 
Titeln, Orden oder Ehrenzeichen ist, die nach dem 8. Mai 1945 verliehen worden sind, so sind 
rechtskräftige Verurteilungen mitzuteilen, in denen erkannt ist 
 

1. auf eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen eines Verbrechens, 
 
2. auf eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer vorsätzlichen Tat, 

die nach den Vorschriften über Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des demokra-
tischen Rechtsstaates, Landesverrat oder Gefährdung der äußeren Sicherheit strafbar 
ist, 

 
3. auf Aberkennung der Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden. 

 
(2) Die Mitteilungen sind zu richten 
 

1. bei Titeln, Orden und Ehrenzeichen, die von einer Stelle innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Gesetzes über Titel, Orden und Ehrenzeichen verliehen worden sind, an die 
oder den Verleihungsberechtigten, 

 
2. bei Titeln, Orden und Ehrenzeichen, die von einem ausländischen Staatsoberhaupt, 

einer ausländischen Regierung oder einer anderen Stelle außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Gesetzes über Titel, Orden und Ehrenzeichen verliehen worden sind, an 
das Bundespräsidialamt. 

 
Die Mitteilung umfasst den Urteilstenor sowie den verliehenen Titel oder die verliehene Aus-
zeichnung. 
 

31 
Mitteilungen an das Betreuungsgericht und an das Familiengericht 

§ 22a FamFG, § 70 Satz 1 JGG 
 
(1) Werden in einem Strafverfahren - gleichgültig, gegen wen es sich richtet - Tatsachen be-
kannt, die Maßnahmen des Betreuungs- oder des Familiengerichts erfordern können, so sind 
diesen die Tatsachen mitzuteilen, soweit nicht für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass 
schutzwürdige Interessen der Betroffenen an dem Ausschluss der Übermittlung das Schutzbe-
dürfnis von Minderjährigen oder Betreuten oder das öffentliche Interesse an der Übermittlung 
überwiegen. 
 
(2) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
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32 
Mitteilungen an die Jugendgerichtshilfe in Strafsachen 

gegen Jugendliche und Heranwachsende 
§§ 38, 50, 70 Satz 1, §§ 72a, 107, 109 Abs. 1 JGG 

 
In Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende sind der Jugendgerichtshilfe mitzutei-
len 
 

1. die Einleitung des Verfahrens, 
 
2. vorläufige Anordnungen über die Erziehung, 
 
3. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls sowie die Unter-

bringung zur Beobachtung, 
 
4. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
5. Ort und Zeit der Hauptverhandlung, 
 
6. die Urteile, 
 
7. der Ausgang des Verfahrens, 
 
8. der Name und die Anschrift der Bewährungshelferin oder des Bewährungshelfers, 
 
9. die nachträglichen Entscheidungen, die sich auf Weisungen oder Auflagen beziehen 

oder eine Aussetzung der Vollstreckung einer Jugendstrafe oder des Restes einer Ju-
gendstrafe zur Bewährung, eine Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe oder 
die Führungsaufsicht betreffen. 

 
33 

Mitteilungen an die Schule in Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende 
§ 70 Satz 1, § 109 Abs. 1 JGG 

 
(1) In Strafsachen gegen Jugendliche und Heranwachsende sind Mitteilungen an die Schule nur 
in geeigneten Fällen zu machen. Es wird in der Regel genügen, die Schule von dem Ausgang 
des Verfahrens zu unterrichten. Die Einleitung des Verfahrens oder die Erhebung der öffentli-
chen Klage wird mitzuteilen sein, wenn aus Gründen der Schulordnung, insbesondere zur Wah-
rung eines geordneten Schulbetriebs oder zum Schutz anderer Schülerinnen oder Schüler, so-
fortige Maßnahmen geboten sein können. 
 
(2) Die Mitteilungen sind an die Leiterin oder den Leiter der Schule oder die Vertretung im Amt 
zu richten. 
 
(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 

34 
Mitteilungen an andere Prozessbeteiligte in Strafsachen gegen Jugendliche 

§§ 67, 43 Abs. 1 JGG, Artikel 104 Abs. 4 GG 
 
(1) Sind in Strafsachen gegen Jugendliche durch verfahrensrechtliche Bestimmungen Mitteilun-
gen an die Beschuldigten vorgeschrieben, so sind diese auch zu richten an 
 

1. die Erziehungsberechtigten, 
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2. die gesetzlichen Vertreterinnen und gesetzlichen Vertreter, 
 
3. die Verfahrenspflegerin oder den Verfahrenspfleger. 

 
(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Personen werden ferner benachrichtigt von 
 

1. der Einleitung des Verfahrens 
 
2. der Verhaftung, Verwahrung oder Unterbringung. 

 
Die Mitteilungen nach Satz 1 Ziff. 1 können bei Geringfügigkeit der Verfehlung unterbleiben. 
 
(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an.  
 

35 
Mitteilungen zum Schutz von Minderjährigen 

§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, § 17 Nr. 5 EGGVG 
 

(1) Werden in einem Strafverfahren – gleichgültig, gegen wen es sich richtet – Tatsachen be-
kannt, deren Kenntnis aus der Sicht der übermittelnden Stelle zur Abwehr einer erheblichen 
Gefährdung von Minderjährigen erforderlich ist, sind diese der zuständigen öffentlichen Stelle 
mitzuteilen. 
 
(2) Mitteilungen erhalten insbesondere 

 
1.  das Jugendamt und das Familiengericht, wenn gegen Minderjährige eine Straftat ge-

gen die sexuelle Selbstbestimmung (Dreizehnter Abschnitt des Besonderen Teils des 
StGB) oder nach den §§ 171, 225, 232 bis 233a StGB begangen oder versucht worden 
ist, 

 
2.  die zuständige Aufsichtsbehörde für betriebserlaubnispflichtige Kinder- oder Jugend-

einrichtungen nach § 45 SGB VIII, wenn der Schutz von Minderjährigen deren Unter-
richtung erfordert, 

 
3.  das Jugendamt und die für die Gewerbeaufsicht zuständige Stelle, wenn eine Verurtei-

lung wegen Zuwiderhandlungen gegen §§ 27, 28 JuSchG ausgesprochen worden ist, 
 
4.  das Familiengericht, wenn familiengerichtliche Maßnahmen nach § 1666 BGB oder die 

Anordnung einer Vormundschaft (Pflegschaft) notwendig erscheinen, 
 
5.  die für die Gewerbeaufsicht zuständige Stelle, das Landesjugendamt sowie die sonst 

zuständigen Stellen, wenn der Schutz von Minderjährigen die Unterrichtung dieser 
Stellen erfordert (vgl. §§ 28, 29, 32 BBiG, §§ 22, 22a, 23 HwO, §§ 25, 27 JArbSchG), 

 
6.  das Jugendamt in sonstigen Fällen, wenn sein Tätigwerden zur Abwendung einer er-

heblichen Gefährdung von Minderjährigen erforderlich erscheint. 
 
(3) In Strafsachen gegen einen Elternteil wegen einer an seinem minderjährigen Kind begange-
nen rechtswidrigen Tat ist die Erhebung der öffentlichen Klage oder die Einstellung des Verfah-
rens wegen Schuldunfähigkeit dem Familiengericht und dem Jugendamt mitzuteilen. 
 
(4) In Strafsachen, die eine erhebliche Gefährdung von Minderjährigen erkennen lassen, sowie 
in Jugendschutzsachen (§ 26 Abs. 1 Satz 1 GVG) werden dem Jugendamt Ort und Zeit der 
Hauptverhandlung mitgeteilt. 
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(5) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 

36 
Mitteilungen über Inhaberinnen und Inhaber 

einer waffenrechtlichen oder sprengstoffrechtlichen Berechtigung 
sowie über sonstige nach dem WaffG oder SprengG berechtigte Personen 

§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG 
 
(1) In Strafsachen gegen  
 

1. Inhaberinnen und Inhaber 
 

a) einer Erlaubnis, Bescheinigung oder Ausnahmebewilligung nach dem Waffenge-
setz, 

 
b) einer sprengstoffrechtlichen Erlaubnis nach § 7 oder § 27 SprengG oder eines Be-

fähigungsscheins nach § 20 SprengG, 
 

2. eine mit der Leitung eines Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer unselbständi-
gen Zweigstelle zur Waffenherstellung oder zum Waffenhandel beauftragte Person oder 

 
3. eine mit der Leitung eines Betriebes, einer Zweigniederlassung oder einer unselbständi-

gen Zweigstelle zum Umgang oder Verkehr mit explosionsgefährlichen Stoffen beauf-
tragte Person 

 
sind Mitteilungen über Verfahren zu machen, die zum Gegenstand haben 
 

a) eine vorsätzliche Straftat, 
 

b) eine gemeingefährliche fahrlässige Straftat, 
 

c) eine im Zustand der Trunkenheit oder unter dem Einfluss anderer berauschender Mittel 
begangene Straftat, wenn die Täterin oder der Täter bereits mindestens einmal wegen 
einer solchen Tat verurteilt worden ist, 

 
d) eine fahrlässige Straftat im Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, Munition oder 

Sprengstoff, 
 
e) eine Straftat nach dem Waffengesetz, dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen, 

dem Sprengstoffgesetz oder dem Bundesjagdgesetz. 
 
(2) In den Fällen des Absatz 1 sind mitzuteilen 
 

1. der Erlass und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, 
 
2. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
3. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu ma-

chen war, 
 
4. die Einstellung des Verfahrens nach § 170 Abs. 2 StPO, wenn sie Feststellungen zu 

einer Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB enthält. 
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(3) Werden sonst in einem Strafverfahren - gleichgültig, gegen wen es sich richtet - Tatsachen 
bekannt, sind diese mitzuteilen, wenn ihre Kenntnis aufgrund besonderer Umstände des Einzel-
falls für waffen- oder sprengstoffrechtliche Maßnahmen erforderlich ist. Dies gilt insbesondere in 
Strafsachen nach Absatz 1 gegen eine Person, die auf Grund eines Arbeitsverhältnisses eine 
Schusswaffe nach den Weisungen der Inhaberin oder des Inhabers eines Waffenscheins zu 
führen hat. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind. 
Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(4) Die Mitteilungen sind an die für die Erteilung der Berechtigung zuständige Behörde zu rich-
ten: 
 

1. im Falle des Absatz 1 Ziff. 1 Buchstabe a und Ziff. 2, soweit die Person, die die Erlaub-
nis innehat, ein Gewerbe oder eine wirtschaftliche Unternehmung nach § 21 WaffG be-
treibt: an die Behörde, in deren Bezirk sich die gewerbliche Hauptniederlassung befin-
det; fehlt eine gewerbliche Niederlassung, so richtet sich die örtliche Zuständigkeit 
nach Ziffer 5, 

 
2. im Falle einer Ausnahmebewilligung nach § 42 Abs. 2 WaffG: an die Behörde, in deren 

Bezirk die Veranstaltung stattfinden soll, 
 
3. im Falle einer Erlaubnis nach § 10 Abs. 5 oder § 27 Abs. 1 WaffG: an die Behörde, in 

deren Bezirk geschossen werden soll, 
 
4. im Falle einer Bescheinigung nach § 55 Abs. 2 WaffG: an die sachlich und örtlich zu-

ständige Behörde, 
 
5. in den übrigen Fällen einer waffenrechtlichen Berechtigung: an die Behörde, in deren 

Bezirk die betroffene Person ihren gewöhnlichen, bei Fehlen eines solchen ihren jewei-
ligen Aufenthaltsort hat, 

 
6. im Falle des Absatz 1 Ziff. 3 oder einer Erlaubnis nach § 7 SprengG: an die Behörde, in 

deren Bezirk sich die Hauptniederlassung befindet; bezieht sich die Erlaubnis nur auf 
eine Zweigniederlassung, so richtet sich die Zuständigkeit nach dem Ort dieser Nieder-
lassung; fehlt eine Niederlassung, so richtet sich die Zuständigkeit nach § 36 Abs. 2 
SprengG, 

 
7. im Falle eines Befähigungsscheins nach § 20 SprengG: an die sachlich und örtlich zu-

ständige Behörde, 
 
8. im Falle einer Erlaubnis nach § 27 SprengG: an die Behörde, in deren Bezirk die be-

troffene Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat oder zuletzt hatte. 
 

36a 
Sonstige Mitteilungen aus waffenrechtlichen oder sprengstoffrechtlichen Gründen 

§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG 
 
(1) In Strafsachen wegen 
 

1. unbefugten Erwerbs von Schusswaffen oder Munition, unbefugten Führens von 
Schusswaffen oder unbefugter Ausübung der tatsächlichen Gewalt über Schusswaffen 
oder über in Abschnitt 1 der Anlage 2 zum WaffG (Waffenliste) bezeichnete Gegen-
stände, 

 
2. einer mit oder im Zusammenhang mit Schusswaffen, Munition oder in Abschnitt 1 der 

Anlage 2 zum WaffG (Waffenliste) bezeichneten Gegenständen begangenen Straftat, 
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3. unbefugten Umgangs oder Verkehrs mit explosionsgefährlichen Stoffen oder 
 
4. einer mit oder im Zusammenhang mit solchen Stoffen begangenen Straftat 
 

sind mitzuteilen 
 

a) die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 

b) der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach Buchstabe a zu machen war, 
 

c) die Einstellung des Verfahrens nach § 170 Abs. 2 StPO, wenn sie Feststellungen zu 
einer Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB enthält. 

 
(2) In den Fällen des Absatz 1 Ziff. 2 und 4 ordnen die Mitteilung Richterinnen 
oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(3) Die Mitteilungen sind an die zuständige Behörde zu richten, in deren Bereich die Betroffenen 
eine Wohnung haben. 
 

37 
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Jagdscheinen und 

gegen Personen, die einen Antrag auf Erteilung eines Jagdscheines gestellt haben 
§ 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG 

 
 
(1) In Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Jagdscheinen und gegen Personen, 
die einen Antrag auf Erteilung eines Jagdscheines gestellt haben, sind Mitteilungen zu machen 
über Verfahren wegen 
 

1. eines Verbrechens, 
 
2. einer vorsätzlichen Straftat gegen das Leben, die Gesundheit oder die persönliche 

Freiheit, einer der in § 181b StGB genannten Straftaten, Land- oder Hausfriedens-
bruchs, Widerstandes gegen die Staatsgewalt, einer gemeingefährlichen Straftat, einer 
Straftat gegen das Eigentum oder das Vermögen oder einer Wilderei, 

 
3. einer fahrlässigen Straftat im Zusammenhang mit dem Umgang mit Waffen, Munition 

oder Sprengstoff, 
 
4. einer Straftat nach jagd-, tierschutz- oder naturschutzrechtlichen Vorschriften, dem 

Waffengesetz, dem Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen oder dem Sprengstoff-
gesetz. 

 
(2) Mitzuteilen sind 
 

1. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
2. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach Ziffer 1 zu machen war, 
 
3. die Einstellung des Verfahrens nach § 170 Abs. 2 StPO, wenn sie Feststellungen zu 

einer Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB enthält. 
 
(3) In sonstigen Strafsachen gegen eine der in Absatz 1 bezeichneten Personen ist die rechts-
kräftige Entscheidung mitzuteilen, wenn 
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1. Führungsaufsicht angeordnet ist oder kraft Gesetzes eintritt, 
 
2. eine Entziehung des Jagdscheins, eine Sperrfrist zur Erteilung des Jagdscheins oder 

ein Verbot der Jagdausübung angeordnet worden ist. 
 
(4) Die Mitteilungen sind an die für die Erteilung des Jagdscheins zuständige Behörde zu rich-
ten. 
 
(5) Die Pflicht zur Mitteilung nach Nummer 36 bleibt unberührt. 
 

38 
Mitteilungen über Inhaberinnen und Inhaber einer luftrechtlichen Erlaubnis oder Geneh-

migung sowie über sonstige nach dem Luftverkehrsgesetz berechtigte Personen 
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG 

 
(1) In Strafsachen gegen 
 

1. Inhaberinnen und Inhaber 
 

a) einer Erlaubnis für das Luftfahrtpersonal, die Ausbildung von Luftfahrerinnen und 
Luftfahrern, das Flugsicherungspersonal oder die Ausbildung von Flugsicherungs-
personal oder 

 
b) einer Genehmigung für Luftfahrtunternehmen oder 

 
2. eine für die Leitung eines Luftfahrtunternehmens oder einer Luftfahrerschule verantwort-

liche Person 
 
ist die rechtskräftige Verurteilung mitzuteilen, die ein Verbrechen zum Gegenstand hat oder in 
der wegen eines Vergehens nach §§ 142, 222, 315 bis 316, 323a StGB oder nach §§ 59, 60, 62 
LuftVG auf Strafe erkannt worden ist. 
 
(2) In Strafsachen gegen eine in Absatz 1 bezeichnete Person ist ferner die rechtskräftige Ver-
urteilung mitzuteilen, in der wegen eines Vergehens auf Freiheitsstrafe von mindestens sechs 
Monaten erkannt worden ist. 
 
(3) Sonstige Tatsachen, die in einem Strafverfahren - gleichgültig, gegen wen es sich richtet - 
bekannt werden, sind mitzuteilen, wenn ihre Kenntnis die Annahme rechtfertigt, dass jemand für 
eine Tätigkeit als Luftfahrt- oder Flugsicherungspersonal, für die Ausbildung von Luftfahrt- oder 
Flugsicherungspersonal oder für die Tätigkeit als Luftfahrtunternehmerin oder -unternehmer 
oder als eine für ein Luftfahrtunternehmen oder eine Luftfahrerschule verantwortliche Person 
ungeeignet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse 
sind. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
an. 
 
(4) Mitteilungen über Inhaberinnen oder Inhaber einer Erlaubnis für das 
 

Luftfahrtpersonal sind an das 
Luftfahrt-Bundesamt 

Postfach 30 54 
38020 Braunschweig, 

 
sonstige Mitteilungen sind an die für die Erteilung der luftrechtlichen Erlaubnis oder Genehmi-
gung zuständige Stelle zu richten. 
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39 
Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Berechtigungen 

und gegen Gewerbetreibende 
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5, 7 Buchstabe b, Abs. 2 EGGVG 

 
(1) In Strafsachen gegen Inhaberinnen und Inhaber von Berechtigungen und gegen Gewerbetrei-
bende sind rechtskräftige Entscheidungen mitzuteilen, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass 
Tatsachen, die den Gegenstand des Verfahrens betreffen und auf eine Verletzung von Pflichten 
schließen lassen, die bei der Ausübung des Berufs oder des Gewerbes zu beachten oder in ande-
rer Weise geeignet sind, Zweifel an der Eignung, Zuverlässigkeit oder Befähigung hervorzurufen, 
den Widerruf, die Rücknahme oder die Einschränkung einer behördlichen Erlaubnis, Genehmi-
gung oder Zulassung zur Ausübung eines Gewerbes oder eines Berufs, zum Führen einer Berufs-
bezeichnung, die Untersagung der gewerblichen Tätigkeit oder der Einstellung, Beschäftigung 
oder Beaufsichtigung von Kindern und Jugendlichen zur Folge haben können.  
 
(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonsti-
gen Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maß-
nahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere 
Umstände des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits 
ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Eignung, Zuverlässigkeit oder Befähigung für die ge-
rade ausgeübte berufliche oder gewerbliche Tätigkeit hervorzurufen. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht bei Straftaten, durch die der Tod eines Menschen verursacht worden ist, und bei gefährli-
cher Körperverletzung. 
 
(3) Eine Mitteilungspflicht besteht ferner, wenn in der Entscheidung 
 

1. die Ausübung des Gewerbes untersagt oder 
 
2. eine Untersagung der Ausübung des Gewerbes ausdrücklich abgelehnt worden ist. 

 
(4) Die Mitteilung - mit Ausnahme der in Absatz 3 Ziff. 1 - ordnen Richterinnen oder Richter, 
Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(5) Die Mitteilungen sind an die Behörde zu richten, die die Berechtigung erteilt hat oder für die 
Untersagung der Berufs- oder Gewerbeausübung zuständig ist. 
 

40 
Strafsachen gegen mit Atomanlagen und Kernbrennstoffen oder sonstigen radioaktiven 

Stoffen verantwortlich befasste Personen 
§ 13 Abs.1 Nr. 5, Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 7 Buchst. b, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG 

 
(1) In Strafsachen gegen Personen, die bei der Errichtung, Leitung oder Beaufsichtigung des 
Betriebes von kerntechnischen Anlagen, dem Umgang mit Kernbrennstoffen oder sonstigen 
radioaktiven Stoffen oder der Beförderung oder sonstigen Verwendung solcher Stoffe verant-
wortlich tätig sind, sind mitzuteilen 
 

1. die Einleitung des Verfahrens, 
 
2. der Ausgang des Verfahrens, 

 
wenn Grund zu der Annahme besteht, dass eine atomrechtliche Genehmigung oder Zulassung, 
die ihnen oder demjenigen erteilt ist, der sie mit seiner Tätigkeit beauftragt hat, widerrufen, zu-
rückgenommen oder eingeschränkt wird oder dass Maßnahmen der atomrechtlichen Aufsicht 
getroffen werden.  
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(2) In Privatklageverfahren, in Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonsti-
gen Verfahren bei Verurteilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maß-
nahme im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere 
Umstände des Einzelfalles sie erfordern. Sie ist insbesondere erforderlich, wenn die Tat bereits 
ihrer Art nach geeignet ist, Zweifel an der Zuverlässigkeit oder Eignung für die gerade ausgeüb-
te Tätigkeit hervorzurufen. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht bei Straftaten, durch die der Tod ei-
nes Menschen verursacht worden ist, und bei gefährlicher Körperverletzung. 
 
(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(4) Die Mitteilungen sind an die Behörde zu richten, welche die Genehmigung 
oder Zulassung erteilt hat oder für die Aufsicht zuständig ist. Wird in der Entscheidung die Aus-
übung einer in Absatz 1 Satz 1 aufgeführten Tätigkeit untersagt, so ist der dort bezeichneten 
Behörde die rechtskräftige Entscheidung ohne Gründe mitzuteilen. 
 

41 
Strafsachen gegen Angehörige ausländischer Konsulate 

Artikel 42 Wiener Übereinkommen über konsularische 
Beziehungen (BGBl. 1969 II S. 1585), § 16 EGGVG 

 
(1) In Strafsachen gegen 
 

1. Konsularbeamtinnen und -beamte ausländischer konsularischer Vertretungen, 
 

2. Bedienstete des Verwaltungs- oder technischen Personals und Mitglieder des dienstli-
chen Hauspersonals ausländischer konsularischer Vertretungen 

 
sind mitzuteilen 

 
a) die Einleitung des Verfahrens, 

 
b) die Festnahme und der Vollzug eines Haft- oder Unterbringungsbefehls. 

 
 
(2) Wird die Person in Untersuchungshaft genommen oder einstweilig untergebracht, ordnet die 
Richterin oder der Richter, dem die festgenommene Person erstmals vorgeführt wird, die Mittei-
lung an. 
(3) Die Mitteilungen sind sofort telefonisch oder durch Telefax an 
 

1. das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, 10117 Berlin, Telefon: 
030  2025-70, 

 
2. die Staatskanzlei (Senatskanzlei) des Landes, in dem die konsularische Vertretung ih-

ren Sitz hat, 
 
3. die Leiterin oder den Leiter der konsularischen Vertretung, es sei denn, dass sie oder 

er von der Maßnahme selbst betroffen ist, und 
 
4. das Auswärtige Amt/Ref. 703, 11013 Berlin, Telefon: 030 5000-3411, sofern die Leite-

rin oder der Leiter der konsularischen Vertretung von der Maßnahme betroffen ist, 
 
zu richten. 
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42 
Mitteilungen über Ausländerinnen und Ausländer 

§ 87 Abs. 2, 4, § 88 Abs. 2, 3 AufenthG, auch i.V.m. § 11 Abs. 1 FreizügG/EU, § 74, auch i.V.m. 
§ 79 AufenthV 

 
(1) In Strafsachen gegen Ausländerinnen und Ausländer (§ 2 Abs. 1 AufenthG) sind unverzüg-
lich mitzuteilen 
 

1. die Einleitung des Verfahrens unter Angabe der gesetzlichen Vorschriften, 
 

2. der Ausgang des Verfahrens, 
 

3. der Widerruf einer Strafaussetzung zur Bewährung, 
 

4. der Widerruf der Zurückstellung der Strafvollstreckung. 
 

Die Mitteilung nach Ziffer 1 kann unterbleiben, wenn in den Akten dokumentiert ist, dass sie 
bereits durch die Polizei erfolgt ist. 
 
(2) Wird in einem Strafverfahren - gleichgültig, gegen wen es sich richtet -  
 

1. der Aufenthalt einer Ausländerin oder eines Ausländers, wenn weder ein erforderlicher 
Aufenthaltstitel erteilt noch die Abschiebung ausgesetzt ist, 
 

2. der Verstoß gegen eine räumliche Beschränkung oder 
 

3. ein sonstiger Ausweisungsgrund 
 

bekannt, so ist dies unverzüglich mitzuteilen. Satz 1 findet keine Anwendung auf Ausländerin-
nen und Ausländer, deren Rechtsstellung durch das Gesetz über die allgemeine Freizügigkeit 
von Unionsbürgern geregelt ist. Bei diesen sind sonstige Tatsachen dann mitzuteilen, wenn die 
Voraussetzungen des § 5 Abs. 5 oder § 6 Abs. 1 FreizügG/EU vorliegen können. Die Mitteilung 
kann unterbleiben, wenn in den Akten dokumentiert ist, dass sie bereits durch andere Stellen 
erfolgt ist. 
 
(3) Bei den Mitteilungen sind, soweit bekannt, jeweils folgende Daten mit anzugeben: 
 

1. Familiennamen, 
 

2. Geburtsnamen, 
 

3. Vornamen, 
 

4. Tag und Ort mit Angabe des Staates der Geburt, 
 

5. Staatsangehörigkeiten, 
 

6. Anschrift. 
 
(4) Personenbezogene Daten, die von einer Ärztin, einem Arzt oder einer der in § 203 Abs. 1 
Nr. 1, 2, 4 bis 6 und Abs. 3 StGB bezeichneten Personen in Strafverfahren zugänglich gemacht 
worden sind, dürfen übermittelt werden, 
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1. wenn die Ausländerin oder der Ausländer die öffentliche Gesundheit gefährdet und be-
sondere Schutzmaßnahmen zum Ausschluss der Gefährdung nicht möglich sind oder 
von der Ausländerin oder dem Ausländer nicht eingehalten werden oder 

2. soweit die Daten für die Feststellung erforderlich sind, ob die in § 55 Abs. 2 Nr. 4 Auf-
enthG bezeichneten Voraussetzungen vorliegen. 

 
(5) Personenbezogene Daten, die nach § 30 AO dem Steuergeheimnis unterliegen, dürfen 
übermittelt werden, wenn gegen die Ausländerin oder den Ausländer wegen eines Verstoßes 
gegen eine Vorschrift des Steuer- einschließlich des Zoll- und des Monopolrechts oder des Au-
ßenwirtschaftsrechts oder gegen Einfuhr-, Ausfuhr-, Durchfuhr- oder Verbringungsverbote oder 
-beschränkungen ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet worden ist. 
 
(6) Die Mitteilungen sind an die nach jeweiligem Landesrecht örtlich zuständige Ausländerbe-
hörde zu richten.  
 
(7) In den Fällen des Absatz 2 Ziff. 1 und 2 und sonstiger nach dem Aufenthaltsgesetz strafba-
rer Handlungen kann statt der Ausländerbehörde die zuständige Polizeibehörde unterrichtet 
werden, wenn eine der in § 71 Abs. 5 AufenthG bezeichneten Maßnahmen (Zurückschiebung, 
Festnahme, Durchsetzung der Verlassenspflicht, Durchführung der Abschiebung) in Betracht 
kommt. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.  
 
(8) In den Fällen des Absatz 5 dürfen auch die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Verkehrs betrauten Behörden unterrichtet werden, wenn ein Ausreiseverbot nach 
§ 46 Abs. 2 AufenthG erlassen werden soll.  
 
(9) Mitteilungen nach Absatz 2 Satz 3 sowie den Absätzen 4, 5 und 8 ordnen Richterinnen oder 
Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an.  
 

43 
Strafsachen gegen Gefangene und Untergebrachte 

§ 479 Abs. 2 Nr. 1 und 2 StPO 
 
Wird gegen Untersuchungsgefangene, Strafgefangene, Sicherungsverwahrte oder in einem 
psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt Untergebrachte ein weiteres 
Verfahren eingeleitet, sind der Leitung der Justizvollzugsanstalt, des psychiatrischen Kranken-
hauses oder der Entziehungsanstalt mitzuteilen 
 

1. die Einleitung des Verfahrens, 
 
2. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
3. der Ausgang des Verfahrens. 

 
4. Abschnitt 

Mitteilungen wegen der Art des verletzten Strafgesetzes 
 

44 
Betriebsunfälle 

§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 5 und 8 Buchstabe a, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG 
 
In Strafsachen, in denen Zuwiderhandlungen gegen Unfallverhütungsvorschriften bekannt wer-
den, sind der für die Aufsicht zuständigen Stelle mitzuteilen 
 

1. die Einleitung des Verfahrens, 
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2. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
3. der Ausgang des Verfahrens. 

 
45 

Fahrerlaubnissachen 
§ 13 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2, § 17 Nr. 1, 3 EGGVG 

 
(1) In Strafsachen, in denen die Entziehung der Fahrerlaubnis (§§ 69, 69a Abs. 1 Satz 1 und 2 
StGB) oder nur eine Sperre nach § 69a Abs. 1 Satz 3 StGB in Betracht kommt, sind der nach 
§ 73 Abs. 1 bis 3 FeV zuständigen Verwaltungsbehörde mitzuteilen 
 

1. die Beschlüsse nach § 111a StPO, 
 
2. der Ausgang des Verfahrens, in den Fällen des § 69a Abs. 1 Satz 3, Abs. 5 und 6 

StGB unter Angabe des Zeitpunktes, in dem die Sperre abläuft, 
 
3. die rechtskräftigen Beschlüsse nach § 69a Abs. 7 StGB. 

 
(2) Sonstige Tatsachen, die in einem Strafverfahren - gleichgültig, gegen wen es sich richtet - 
bekannt werden, sind der nach § 73 Abs. 1 bis 3 FeV zuständigen Verwaltungsbehörde mitzu-
teilen, wenn ihre Kenntnis für die Beurteilung erforderlich ist, ob die Inhaberin oder der Inhaber 
einer Fahrerlaubnis zum Führen von Fahrzeugen ungeeignet ist. Dabei ist zu berücksichtigen, 
wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind. Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder 
Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an.  
 
(3) Der für die Wohnung der oder des Beschuldigten zuständigen Polizeidienststelle sind die 
Beschlüsse nach § 111a StPO und, sofern sie die Ermittlungen nicht selbst geführt hat und da-
her schon nach Nummer 11 unterrichtet wird, die Entscheidungen nach §§ 44, 69 und 69a 
StGB mitzuteilen. 
 
(4) Ist die oder der Betroffene Inhaberin oder Inhaber einer Fahrerlaubnis, die von einer Dienst-
stelle der Bundeswehr, der Bundes- oder Landespolizei erteilt worden ist, sind auch dieser Stel-
le die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Mitteilungen zu machen. 
 
(5) In der Mitteilung sind die Fahrerlaubnis, insbesondere durch Nennung der Listennummer 
bzw. der Nummer des Führerscheins, und die Person der oder des Betroffenen durch Nennung 
von Name, Geburtsname, Vorname, Geburtsdatum und Wohnort näher zu bezeichnen. 
 
(6) In Strafsachen, in denen eine ausländische Fahrerlaubnis entzogen wird, die von einer Be-
hörde eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erteilt worden ist, und deren Inhaberin 
oder Inhaber ihren oder seinen ordentlichen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland hat, 
sind mitzuteilen 
 

1. die rechtskräftige Entscheidung,  
 
2. der Zeitpunkt des Beginns und des Ablaufs der Sperrfrist. 
 

Der Mitteilung nach Satz 1 ist der Führerschein beizufügen (§ 56 Abs. 2 Satz 1 StVollstrO). Die 
Mitteilung ist an das 
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Kraftfahrt-Bundesamt 
24932 Flensburg 

 
zu richten. 
 

46 
Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft und der Gesundheit der Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 8 Buchstabe b, Abs. 2 EGGVG 

 
(1) In Strafsachen wegen Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft und zum 
Schutz der Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sind mitzuteilen 
 

1. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
2. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach Ziffer 1 zu machen war. 

 
(2) Vorschriften zum Schutz der Arbeitskraft und der Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern sind namentlich enthalten in 
 

1. dem Arbeitsschutzgesetz, 
 
2. dem Arbeitszeitgesetz, 
 
3. dem Atomgesetz, 
 
4. dem Bundesberggesetz, 
 
5. dem Chemikaliengesetz, 
 
6. dem Fahrpersonalgesetz, 
 
7. dem Gentechnikgesetz, 
 
8. dem Produktsicherheitsgesetz, 
 
9. dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Ar-

beitssicherheit, 
 
10. dem Medizinproduktegesetz, 
 
11. dem Gesetz über den Ladenschluss oder den Gesetzen über die Ladenöffnungszeiten, 
 
12. dem Titel VII der Gewerbeordnung, 
 
13. dem Heimarbeitsgesetz, 
 
14. dem Jugendarbeitsschutzgesetz, 
 
15. dem Mutterschutzgesetz, 
 
16. dem Seearbeitsgesetz, 
 
17. dem Sprengstoffgesetz. 
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Arbeitsschutzrechtliche Vorschriften finden sich auch in Rechtsverordnungen, namentlich der 
Baustellenverordnung, der Betriebssicherheitsverordnung, der Biostoffverordnung, der Strah-
lenschutzverordnung, der Röntgenverordnung und der Gefahrstoffverordnung. 
 
(3) Die Mitteilungen sind an die jeweils zuständige Aufsichtsbehörde zu richten. 
 

47 
Straftaten nach dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäfti-

gung und dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
§ 6 SchwarzArbG, § 405 Abs. 6 SGB III, § 18 Abs. 3 und 4 AÜG 

 
(1) In Strafsachen, die Straftaten nach den §§ 10 und 11 SchwarzArbG und §§ 15 und 15a AÜG 
zum Gegenstand haben, sind zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten mitzuteilen 
 

1. die Einleitung des Verfahrens unter Angabe der Personendaten der oder des Beschul-
digten, des Straftatbestandes, der Tatzeit und des Tatortes, 

 
2. die das Verfahren abschließende Entscheidung; ist mit der Entscheidung ein Rechts-

mittel verworfen worden oder wird darin auf die angefochtene Entscheidung Bezug ge-
nommen, ist auch diese zu übermitteln. 

 
(2) Mitzuteilen sind ferner Erkenntnisse, die aus der Sicht der übermittelnden Stelle zur Verfol-
gung von Ordnungswidrigkeiten nach § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 1, 3, 5 bis 9 und 11 bis 13 SGB III 
und § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 2 AÜG erforderlich sind. Eine Mitteilung unterbleibt in diesen Fällen, 
wenn erkennbar ist, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen oder anderer Verfahrens-
beteiligter an dem Ausschluss der Übermittlung überwiegen. Dabei ist zu berücksichtigen, wie 
gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind. 
 
(3) Die Mitteilungen sind an die örtlich zuständige Behörde der Zollverwaltung und an die Regi-
onaldirektion der Bundesagentur für Arbeit zu richten. 
 

48 
Mitteilungen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und 

illegalen Beschäftigung 
§ 6 Abs. 1 Satz 2, § 13 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 2 und § 8 SchwarzArbG 

 
(1) Erkenntnisse, die aus der Sicht der übermittelnden Stelle zur Verfolgung von Ordnungswid-
rigkeiten nach § 8 SchwarzArbG erforderlich sind, sind mitzuteilen. Eine Mitteilung unterbleibt, 
wenn erkennbar ist, dass schutzwürdige Interessen der oder des Betroffenen oder anderer Ver-
fahrensbeteiligter an dem Ausschluss der Übermittlung überwiegen. Dabei ist zu berücksichti-
gen, wie gesichert die zu übermittelnden Erkenntnisse sind. 
 
(2) Die Mitteilungen in den Fällen des § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a bis c und § 8 Abs. 1 Nr. 2 
SchwarzArbG, soweit ein Zusammenhang mit der Ordnungswidrigkeit nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe a bis c SchwarzArbG besteht, sind an die örtlich zuständige Behörde der Zollverwal-
tung und den zuständigen Leistungsträger für seinen Geschäftsbereich, in den Fällen des § 8 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d und e und § 8 Abs. 1 Nr. 2 SchwarzArbG, soweit ein Zusammenhang 
mit der Ordnungswidrigkeit nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d und e SchwarzArbG besteht, an 
die nach Landesrecht für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach dem 
SchwarzArbG zuständigen Behörden zu richten. In den Fällen des § 8 Abs. 2 SchwarzArbG 
sind sie an die Behörden der Zollverwaltung zu richten. 
 
(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
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49 
Strafsachen wegen Verstoßes gegen das Außenwirtschaftsgesetz oder 

das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen 
§ 45b AWG 

 
(1) In Strafsachen wegen Verstoßes gegen das Außenwirtschaftsgesetz oder das Gesetz über 
die Kontrolle von Kriegswaffen sind mitzuteilen 
 

1. die Einleitung des Verfahrens, 
 
2. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
3. der Ausgang des Verfahrens, wenn eine Mitteilung nach den Ziffern 1 oder 2 zu ma-

chen war. 
 

Dies gilt nicht bei Verstößen gegen das Außenwirtschaftsgesetz, die unter dem Blickwinkel der 
Ausfuhrkontrolle und der Außenpolitik offensichtlich unbedeutend sind, und bei Verstößen ge-
gen das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen, die sich nicht auf Ausfuhren, Durchfuhren 
oder Auslandsgeschäfte beziehen. 
 
(2) Die Mitteilungen sind über die Landesjustizverwaltung an das 
 

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
10117 Berlin 

 
zu richten. 
 
(3) Ist die mitteilungspflichtige Stelle der Ansicht, dass wegen der besonderen Umstände des 
Einzelfalles der Untersuchungszweck des Strafverfahrens gefährdet werden kann, wenn der 
Empfänger der Mitteilung die darin enthaltenen personenbezogenen Daten an andere öffentli-
che Stellen als Oberste Bundesbehörden weiterübermittelt, sind diese Umstände bei der Mittei-
lung aufzuführen. 
 
(4) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 

50 
Betäubungsmittelsachen 

§ 27 Abs. 3 und 4 BtMG 
 
(1) In Strafsachen nach dem Betäubungsmittelgesetz sind mitzuteilen: 
 

1. der für die Überwachung nach § 19 Abs. 1 Satz 3 BtMG zuständigen Landesbehörde die 
rechtskräftige Entscheidung mit Begründung, wenn 

 
a) auf eine Strafe oder eine Maßregel der Besserung und Sicherung erkannt oder der 

bzw. die Angeklagte wegen Schuldunfähigkeit freigesprochen worden ist und 
 

b) die Entscheidung Informationen zum Betäubungsmittelverkehr bei Ärztinnen und 
Ärzten, Zahnärztinnen und Zahnärzten, Tierärztinnen und Tierärzten oder in Apothe-
ken, tierärztlichen Hausapotheken, Krankenhäusern und Tierkliniken enthält, 
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2. dem 
 

Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte 

Kurt-Georg-Kiesinger-Allee 3 
53175 Bonn 

 
in Verfahren gegen Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Tierärztinnen und 
Tierärzte, 

 
a) die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift, 

 
b) der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und 

 
c) die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begründung; ist mit dieser Ent-

scheidung ein Rechtsmittel verworfen worden oder wird darin auf die angefochtene 
Entscheidung Bezug genommen, ist auch diese zu übermitteln. 

 
(2) In gegen Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Tierärztinnen und Tierärzte, 
Apothekerinnen und Apotheker gerichteten sonstigen Strafsachen ist der für die Überwachung 
nach § 19 Abs. 1 Satz 3 BtMG zuständigen Landesbehörde die abschließende Entscheidung 
mit Begründung mitzuteilen, wenn 
 

1. ein Zusammenhang der Straftat mit dem Betäubungsmittelverkehr im Sinne von Absatz 
1 Ziff. 1 Buchstabe b besteht und 

 
2. die Kenntnis der Entscheidung aus der Sicht der übermittelnden Stelle für dessen 

Überwachung erforderlich ist. 
 
Absatz 1 Ziff. 2 Buchstabe c zweiter Halbsatz gilt entsprechend. 
 

51 
Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Umwelt 
§ 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 Nr. 9, Abs. 2, § 17 Nr. 3 EGGVG 

 
(1) In Strafsachen wegen Straftaten gegen Vorschriften zum Schutz der Umwelt sind mitzuteilen 
 

1. die Einleitung des Verfahrens, 
 

2. der Ausgang des Verfahrens, 
 

wenn dies zur Abwehr erheblicher Nachteile für Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und Landschaft erforderlich ist. 
 
(2) In Verfahren wegen fahrlässig begangener Straftaten und in sonstigen Verfahren bei Verur-
teilung zu einer anderen Maßnahme als einer Strafe oder einer Maßnahme im Sinne des § 11 
Abs. 1 Nr. 8 StGB unterbleibt die Mitteilung, wenn nicht besondere Umstände des Einzelfalles 
sie erfordern.  
 
(3) Vorschriften zum Schutz der Umwelt im Sinne des Absatzes 1 sind namentlich Bestimmun-
gen aus folgenden Sachgebieten 
 

1. Abfall- und Abwasserentsorgung, 
 
2. Gewässerschutz, 
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3. Bodenschutz, 
 
4. Lärmbekämpfung, 
 
5. Luftreinhaltung, 
 
6. Naturschutz und Landschaftspflege, 
 
7. Pflanzenschutz, 
 
8. Schutz der Wasserversorgung, 
 
9. Strahlenschutz, 
 
10. Tierschutz und Tierseuchenschutz, 
 
11. Gentechnik, 
 
12. Chemikaliensicherheit. 

 
(4) Die Mitteilung nach Absatz 1 Ziff. 1 und Absatz 2 ordnen Richterinnen oder Richter, Staats-
anwältinnen oder Staatsanwälte an. 
 
(5) Die Mitteilungen sind an die zuständige Behörde und, bei Verstößen gegen Bestimmungen 
zur Verhütung von Meeresverschmutzungen auch an das 
 

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
Postfach 301220 
20305 Hamburg 

 
zu richten. 
 
 52 

Verdachtsfälle nach dem Geldwäschegesetz 
§ 11 Abs. 8 GwG 

 
(1)  In Strafsachen, zu denen eine Meldung nach § 11 Abs. 1 oder § 14 des Geldwäschege-
setzes erstattet wurde, und in sonstigen Strafverfahren wegen einer Tat nach § 261 des Straf-
gesetzbuches oder in denen wegen des Verdachts von Handlungen im Sinne des § 1 Abs. 2 
Geldwäschegesetz ermittelt wurde, sind mitzuteilen 
 
1. die Erhebung der öffentlichen Klage, 
 
2. der Ausgang des Verfahrens. 
 
(2) Die Mitteilungen sind an das  
 

Bundeskriminalamt 
- Zentralstelle für 

Verdachtsmeldungen - 
65173 Wiesbaden 

 
zu richten.  
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53 
Mitteilungen wegen Verstoßes gegen den Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 

§ 17 Nr. 5 EGGVG 
 
(1) Werden in einem Strafverfahren – gleichgültig gegen wen es sich richtet – Angebote in Te-
lemedien bekannt, bei denen Anhaltspunkte bestehen, dass sie unzulässig im Sinne des § 4 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag sind, ist den Landesmedienanstalten die Internetadresse 
mitzuteilen, unter der das Angebot zu finden ist, soweit nicht eine entsprechende Mitteilung 
durch eine andere Stelle, z. B. die Polizei, erfolgt ist oder das Angebot vom Anbieter nicht nur 
vorübergehend gelöscht wurde. Eine Unterrichtung unterbleibt, solange Zwecke des Strafver-
fahrens entgegenstehen. 
 
(2) Die Mitteilung ist an die Landesmedienanstalt des Bundeslandes zu richten, in dem sich die 
mitteilende Stelle befindet. 
 
(3) Die Mitteilung ordnen Richterinnen oder Richter, Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte an. 

 
 

II. 
Dieser Runderlass tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 
 

 
Nr. 42. Anwendung der Ausnahme vom sog. „Vier-Augen-Prinzip“ für Auslagen in 

Rechtssachen gemäß Nr. 14 der Anlage 3 zu Nr. 5.2 VV zu § 79 Landeshaushaltsordnung 
(LHO)  

AV d. JM vom 4. Dezember 2015 (5122 - I. 230 EPOS allgemein) 
- JMBl. NRW S. 445 - 

 
      I. 
 
Die Anwendung der Ausnahme vom sog. „Vier-Augen-Prinzip“ für Auslagen in Rechtssachen 
gemäß Nr. 14 der Anlage 3 zu Nr. 5.2 VV zu § 79 Landeshaushaltsordnung (LHO) - AV des JM 
vom 2. April 2015 (5122 - I. 230 EPOS allgemein) - JMBl. NRW S. 153 -, wird wie folgt geän-
dert: 
 
1. 1/Anwendungsbereich 
Nach „6315*“ wird „und für das Sachkonto 7409020010 (Aufwendungen sonstige ehren- und 
nebenamtliche Tätige - AIR)“ eingefügt. 
 
 
      II. 
Diese AV tritt mit dem Tag Ihrer Verkündung in Kraft. 
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Bekanntmachungen 
 

Nr. 28. Hauptpersonalrat der Staatsanwälte 
bei dem Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bekanntmachung d. JM vom 7. Dezember 2015 
(2706 – Z. 3) – JMBl. NRW S. 446 – 

 
Frau Staatsanwältin Simone Lersch ist mit Ablauf des 31.03.2015 aus dem Hauptpersonalrat 
der Staatsanwälte ausgeschieden. 
 
Als Nachfolger ist 
 
Herr Staatsanwalt Dr. Christoph Nießen, 
Staatsanwaltschaft Köln, 
 
in den Hauptpersonalrat der Staatsanwälte als ordentliches Hauptpersonalratsmitglied nachge-
rückt.  

 
 

Personalnachrichten 
 
 

Justizministerium 
 

Ernannt: 
 
z. Ministerialrat (BesGr. B 3): Ministerialrat (BesGr. B 2) Norbert Pott; z. Regierungsdirekto-
rin: Oberregierungsrätin Sigrid Hellweg. 
 
 

OLG-Bezirk Düsseldorf 
 
Gerichte 
 
Ernannt: 
 
z. Richterin am LG: Richterin Dr. Stefanie Bach in Wuppertal; z. Richter/in am AG: Richter/in 
Eva Sievers in Krefeld u. Philipp Steinbring in Remscheid. 
 
Versetzt: 
 
Richter am AG Markus Schlosser aus Solingen als Richter am LG in Wuppertal. 
 
Ruhestand: 
 
Vorsitzender Richter am OLG Werner Borzutzki-Pasing in Düsseldorf, Justizamtsinspektor 
(BesGr. A 9 m. AZ.) Karl-Heinz König in Krefeld u. Justizhauptsekretärin Sigrid Heiligenpahl in 
Duisburg-Hamborn. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Dr. Johanna Kroh u. Michael Neugart. 
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Übernommen: 
 
Richterin Sarah Stiefeling aus Siegen. 
 
Staatsanwaltschaft 
 
Ernannt: 
 
z. Leitenden Oberstaatsanwalt: Oberstaatsanwalt a. d. ständ. Vertr. e. LOStA Uwe Neumann 
aus Düsseldorf b. d. GStA. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessorin Stefanie Rabert. 
 
 

OLG-Bezirk Hamm 
 
Gerichte 
 
Ernannt: 
 
z. Justizoberamtsrätin/-amtsrat: Justizamtsrätin/-amtsrat Stefan Weber in Olpe u. Heike An-
ders in Recklinghausen; z. Justizamtfrau: Justizoberinspektorin Beate Streitwolf in Meinerzha-
gen, Simone Bergfort u. Kristina Sundt in Recklinghausen; z. Sozialamtfrau: Sozialoberinspek-
torin Sandra Schulte in Arnsberg; z. Justizoberinspektor/in: Justizinspektor/in Philipp Rade-
macher u. Hildegard Steger in Hamm; z. Justizamtsinspektorin mit (BesGr. A 9 m. AZ.): Jus-
tizamtsinspektorin Sigrid Schadt in Halle, Doris Götte in Lüdinghausen u. Sigrid Kisse in Wa-
rendorf; z. Justizamtsinspektor/in: Justizhauptsekretär/in Markus Frank Rachny in Gelsenkir-
chen-Buer, Annette Graf u. Martina Grote in Hamm; z. Justizhauptsekretärin: Justizobersekre-
tärin Birgit Honigmann u. Karin Käthler in Arnsberg u. Tina Assimakopoulou in Menden, z. Jus-
tizobersekretär/in: Justizsekretärin Sabrina Stypers in Dortmund, Özlem Can u. Anita Hucks in 
Essen, Sandra Bolen u. Sarah Reinecke in Hagen; z. Ersten Justizhauptwachtmeister 
(BesGr. A 6): Justizhauptwachtmeister Herbert Merschmeyer in Ibbenbüren; z. Ersten Justiz-
hauptwachtmeister/in (BesGr. A 5): Justizhauptwachtmeister/in Michael Wegener in Höxter, 
Helena Lange in Minden, Kerstin Hahn, Stefan Huckschlag u. Burkhard Voß in Münster. 
 
Ruhestand: 
 
Präsident des LG Dr. Günter Schwieren in Bielefeld, Justizoberamtsrat Wolfgang Schubert in 
Ibbenbüren, Justizamtsinspektor (BesGr. A 9 m. AZ.) Wilfried Pläsken in Iserlohn. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Dominique Tank u. Dennis Tebrügge. 
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Staatsanwaltschaften 
 
Ernannt: 
 
z. Staatsanwältin/-anwalt: Staatsanwältin/-anwalt (Richter/in auf Probe) Dr. Karsten Hake in 
Bochum u. Katharina Kucner in Hagen. 
 
Ruhestand: 
 
Oberamtsanwalt (BesGr. A13) Herbert Streicher in Dortmund, Justizhauptsekretärin Angelika 
Harder in Detmold. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Melanie Nillies, Rabea Noll, Gerriet Ohls u. Melanie Schmidt. 
 
Rechtsanwältinnen/Rechtsanwälte u. Notarinnen/Notare 
 
Neuzulassungen und Aufnahmen aus anderen Kammerbezirken: 
 
Volkan Atik in Lüdenscheid, Dr. Michael Betzinger, LL.M. (Taxation) (bisher RAK Frankfurt) in 
Iserlohn, Felix Brauksiepe in Essen, Michael Brüst in Dortmund, Christina Christodoulou in 
Bielefeld, Laura Deinken in Dülmen, Oliver Dési in Dortmund, Teresa Dodt in Menden, Martin 
Eichholz (bisher RAK Braunschweig) in Münster, Ulrich Fabian in Münster, Magdalena Gajczyk 
in Minden, Kevin Genter in Dortmund, Florian Glasenapp in Rietberg, Stephan Glaubauf in Gü-
tersloh, Jennifer Hagemann in Iserlohn, Nina Haisch in Essen, Dr. Moritz Handrup (bisher RAK 
Düsseldorf) in Dortmund, Hans-Peter Ihme in Münster, Anna Katharina Jansen in Essen, Lars 
Kiehm in Ahaus, Florian Knop in Essen, Philipp Koch in Hamm, Colja Krause in Hamm, Lena 
Kreggenfeld in Hamm, Patrick Libuda (bisher RAK Düsseldorf) in Essen, Annegret Lütje in 
Münster, Heiko Müller in Arnsberg, Katharina Niemand in Arnsberg, Steffen Reifenrath in Sie-
gen, Dr. Robin Ricken in Dortmund, David Riechmann in Hattingen, Sebastian Rösner in Ge-
velsberg, Philipp Sauset in Münster, Friederike Slabbers in Essen, Claudius Speer in Bielefeld, 
Heinz-Jürgen Schade in Bielefeld. Markus Schlagheck in Essen, Bernhard Schlüter in Bielefeld, 
Sebastian Sternberger in Essen, Florian Steiner in Bielefeld, Anna Tellen in Essen, Jens-Peter 
Thiemann in Rheine, Dr. Zsuzsanna Végh in Hagen, Christian Vogedes in Bielefeld, Erol Yil-
dirim in Bielefeld, Himat Yousuf in Siegen, Jörg Zink in Ibbenbüren. 
 
Bestellt zur Anwaltsnotarin/zum Anwaltsnotar: 
 
Rechtsanwälte u. Rechtsanwältin Gregor Jentsch in Bochum, Dr. Markus Soestwöhner in Her-
ne, Markus Appel in Selm, Detlef Demtröder und Dr. Hendrik Zeiß in Dortmund, Christoph Wink 
in Schwelm, Holm Feyerabend in Hagen, Hansjörg Spickenbom in Lüdenscheid und Anne-Chris 
Struckmeier in Paderborn. 
 
Erreichen der Altersgrenze: 
 
Rechtsanwälte und Notare Dr. Hubert Brinkschulte in Kamen und Rolf Dieter Austermann in 
Dortmund. 
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Löschungen als Rechtsanwalt: 
 
Alexej Martin in Bielefeld, Johannes Höfer in Hamm, Bernd Ligges in Dortmund, Kai Oliver Zaki 
in Rheda-Wiedenbrück, Yagmur Arslan in Siegen, Udo Lichtenberg in Kamen, Heiko Wischer in 
Meschede, Sebastian Jäger in Bochum, Anne Fitzner in Lübbecke. 
 
Abgabe in andere Kammerbezirke: 
 
Nicolai Christ in Gütersloh, Marc Koeppen in Bielefeld, Dr. Sabine List, LL.M. in Essen. 
 
 

OLG-Bezirk Köln 
 
Gerichte 
 
Ernannt: 
 
z. Richter/in  am LG: Richter/in Dr. Monika Gabel u. Dr. Michael Waschkau in Köln; z. Richter 
am AG: Richter Dr. Marcel Wiedmann in Köln u. Martin Wunderlich in Aachen;  z. Justizober-
inspektorin: Justizinspektorin  Sarah Büschgens in Bergheim. 
 
Ausgeschieden: 
 
Richter Dr. Florian Schöfer aus Bonn auf eigenen Wunsch. 
 
Ruhestand: 
 
Direktorin des AG Ursula Verfuß-Eschweiler in Aachen, Direktor des AG Dr. Udo Bergfelder in 
Kerpen; Richter am AG Joachim Unger in Kerpen, Justizoberamtsrätin (BesGr. A 13 m. AZ) 
Beate Herff in Siegburg, Sozialamtfrau Ursula Toman u. Sozialoberinspektor Wolfgang Filla-
Löbach in Bonn. 
 
Staatsanwaltschaften: 
 
Ernannt: 
 
z. Justizamtmann: Justizoberinspektor Klaus-Gerd Herhaus in Köln; z. Justizoberinspektorin: 
Justizinspektorin Kirsten Isabel Karger u. Mara Müller in Aachen, Jennifer Claudia Scherer in 
Bonn, Dominique Wöhler in Köln. 
 
Versetzt: 
 
Staatsanwalt Axel Körtgen von Aachen nach Köln, Staatsanwalt Michael Wehrstedt von Köln 
nach Aachen. 
 
Richterinnen/Richter auf Probe: 
 
Ernannt: 
 
Assessor/in Jonathan Kirchner u. Jana Thevis. 
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LAG-Bezirk Düsseldorf 
 
Ernannt: 
 
z. Richterin am ArbG: Richterin Dr. Annette Aßmuth in Düsseldorf. 
 
 

LAG-Bezirk Köln 
 
Versetzt: 
 
Richter am ArbG Joachim Lennarz von Aachen nach Köln. 
 
 

Fachhochschule für Rechtspflege Nordrhein-Westfalen 
 
Ernannt: 
 
z. Professor (BesGr. W 2): Richter am AG Dr. Markus Lamberz. 
 
 

Justizvollzug 
 
Ernannt: 
 
z. Leitenden Regierungsdirektorin (BesGr. A 16 m. AZ.): Leitende Regierungsdirektorin An-
gela Wotzlaw in Köln; z. Oberregierungsrat: Regierungsrat Dieter Strobel in Bielefeld-Senne; 
z. Regierungsrat: Regierungsoberamtsrat Heinz-Herbert Droste in Herford, Klaus Geismann in 
Hövelhof u. Udo Gansweidt in Köln; z. Sozialamtfrau: Sozialoberinspektorin Desiree Lohaus in 
Gelsenkirchen; z. Regierungsoberinspektor: Regierungsinspektor Sascha Plessers in Werl; z. 
Justizvollzugsamtsinspektorin (BesGr. A 9 m. AZ.): Justizvollzugsamtsinspektorin Ingrid Flö-
per in Attendorn u. John-Pierre Sieling-Lohmann in Essen; z. Betriebsinspektor (BesGr. A 9 
m. AZ.): Betriebsinspektor Klaus Säcker in Werl; z. Justizvollzugsamtsinspektorin: Justizvoll-
zugshauptsekretär/in Frank Krause in Bochum, Karin Ludewig in Detmold, Michael Waasem in 
Euskirchen u. Martin Dzillum in Schwerte; z. Justizvollzugshauptsekretär/in: Justizvollzugs-
obersekretär/in Christian Kunz in Bochum, Andrea Schwarzer in Euskirchen, Stephan Dohr u. 
Dominik Gaillard in Heinsberg, Tobias Lindemann in Schwerte, Yvonne Gerard, Stephan König, 
Sebastian Löcken, Dirk Manzke, Stefan Panoch, Benedikt Schumacher u Melanie Wilms in 
Werl. 
 
Ruhestand: 
 
Sozialoberamtsrätin Regine Körner in Bochum, Regierungsamtsrat Wolfgang Geis in Geldern, 
Regierungsamtsinspektor Heinrich Drzosga in Detmold, Justizvollzugsamtsinspektor (Bes. A9 
m. AZ.) Helmut Hotopp in Heinsberg, Justizvollzugsamtsinspektor Egon Möndjen in Bochum u. 
Heinz Bussieweke in Gelsenkirchen. 
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Stellenausschreibungen 
 

Das Land NRW fördert die berufliche Entwicklung von Frauen. Bewerbungen von Frauen sind 
daher ausdrücklich erwünscht. In den Bereichen, in denen Frauen noch unterrepräsentiert sind, 
werden sie bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung nach Maßgabe des Lan-
desgleichstellungsgesetzes bevorzugt berücksichtigt, sofern nicht in der Person eines Mitbe-
werbers liegende Gründe überwiegen. 
 
Das Land NRW bemüht sich bevorzugt um die Einstellung und Beschäftigung von schwerbe-
hinderten Menschen. Bewerbungen geeigneter schwerbehinderter Menschen und gleichgestell-
ter behinderter Menschen im Sinne des § 2 Abs. 3 SGB IX sind daher ebenfalls ausdrücklich 
erwünscht.  
 
Die folgenden Ausschreibungen richten sich ausdrücklich auch an Menschen mit Migrationshin-
tergrund. 
 
Sofern im Einzelnen nichts Anderes bestimmt ist,  
 
- richten sich die Ausschreibungen an Voll- und Teilzeitkräfte,  
- sind Bewerbungen innerhalb von zwei Wochen nach dieser Ausschreibung grundsätzlich 

auf dem Dienstweg einzureichen. 
 
Es wird Bewerbungen entgegengesehen um folgende Stellen: 
 
1 Oberstaatsanwältin o. Oberstaatsanwalt - als d. ständ. Vertr. e. LOStA/in - 

(R 2 m. AZ.) b. d. StA in Düsseldorf 
 
1 Richterin o. Richter am OVG nebst einer weiteren Stelle f. e Richterin o. 

Richter am OVG f. e. an eine Behörde oder ein Gericht außerhalb der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit des Landes NRW abgeordnete/n Richter/in 

 
1 o. mehrere  Richterin o. Richter am AG in Gelsenkirchen 
 
1 o. mehrere  Richterin o. Richter am LG in Essen 
 
1   Richterin o. Richter am AG in Bielefeld 
 
1   Richterin o. Richter am SG in Aachen 
 
1   Richterin o. Richter am AG in Beckum 
 
1 Staatsanwältin o. Staatsanwalt in Siegen  

- für die Ernennung im Eingangsamt von Richterinnen/Richtern auf Probe 
aus dem Bezirk der GStA Hamm - 
 

1 Staatsanwältin o. Staatsanwalt in Bielefeld  
- für die Ernennung im Eingangsamt von Richterinnen/Richtern auf Probe 
aus dem Bezirk der GStA Hamm - 

 
1   Oberamtsanwältin o. Oberamtsanwalt (A 13) b. d. StA Arnsberg 
 
1 Justizamtfrau o. Justizamtmann - Rechtspfleger/in o. Sachbearbeiter/in - 

b. d. StA Bielefeld 
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1 o. mehrere  Justizamtfrau o. Justizamtmann - Rechtspfleger/-in oder Sachbearbeiter/-
in - b. e. StA im GStA-Bezirk Köln 
- die Besetzung der Planstelle soll ausschließlich im Wege der Beförde-
rung erfolgen - 

 
1   Regierungsamtsfrau o. Regierungsamtmann b. d. JVA in Detmold 
 
1 o. mehrere  Justizoberinspektorin o. Justizoberinspektor - Rechtspfleger/-in oder 

Sachbearbeiter/-in - b. e. StA im GStA-Bezirk Köln. 
- die Besetzung der Planstellen soll ausschließlich im Wege der Beförde-
rung erfolgen - 

 
je 1 o. mehrere Obergerichtsvollzieherin o. Obergerichtsvollzieher (A 9 mit AZ) b. d. AG 

Düsseldorf sowie in den LG-Bezirken Düsseldorf, Duisburg und Wuppertal 
 
je 1 o. mehrere Obergerichtsvollzieherin o. Obergerichtsvollzieher (A 9) b. d. AG Düssel-

dorf sowie in den LG-Bezirken Düsseldorf, Duisburg, Krefeld und Wupper-
tal 

 
1 o. mehrere  Justizvollzugsamtsinspektorin o. Justizvollzugsamtsinspektor (A 9) b. d. 

JVA Siegburg 
 
1 o. mehrere  Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär (A8) b. d. 

JVA Siegburg 
 
mehrere Justizvollzugshauptsekretärin o. Justizvollzugshauptsekretär b. d. JVA 

Werl 
 
1 Erste Justizhauptwachtmeisterin o. Erster Justizhauptwachtmeister 

(BesGr. A 6) - Leiter/in der Justizwachtmeisterei - b. d. AG Ratingen 
 
je 1 Notarin o. Notar in Engelskirchen, Goch, Hilden und Solingen-Ohligs. 

Bewerbungen um die vorstehenden Ausschreibungen sind bis zum  
15. Januar 2016 einzureichen. Das Datum des voraussichtlichen Amtsan-
tritts im Sinne des § 6b Abs. 4 Satz 2 BNotO i.V.m. § 2 Abs. 3 Satz 4 
AVNot NRW ist bei der Notarstelle in Goch der 1. Mai 2016, bei der 
Notarstelle in Solingen-Ohligs der 1. Juni 2016, bei der Notarstelle in En-
gelskirchen der 1. Juli 2016  und bei der Notarstelle in Hilden der 1. Au-
gust 2016. Bewerbungen sind gemäß § 11 AVNot NRW an die Präsiden-
tin oder den Präsidenten des Oberlandesgerichts zu richten, zu deren  
oder dessen Bezirk der in Aussicht genommene Amtssitz gehört. 

 
Leiterin oder Leiter der Justizvollzugsanstalt Willich I  
 
Bei der Justizvollzugsanstalt Willich I ist demnächst der Dienstposten für die Leiterin oder den 
Leiter zu besetzen. Die Funktion ist derzeit in der Bandbreite den Besoldungsgruppen A 15 bis 
A 16 BBesO in der Fassung des ÜBesG NRW zugeordnet. Das Anforderungsprofil kann bei 
dem Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen erbeten werden. 
 
Lehrkraft bei der Justizvollzugsschule Nordrhein-Westfalen 
 
Die Justizvollzugsschule Nordrhein-Westfalen - Josef-Neuberger-Haus - sucht einen Beam-
ten/eine Beamtin des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes, der/die bereit ist, im Ab-
ordnungsverhältnis für mehrere Jahre als Lehrkraft an der Justizvollzugsschule Nordrhein-
Westfalen zu lehren. Die Lehrtätigkeit ist auf längstens sieben Jahre befristet. Das Anforde-
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rungsprofil kann bei dem Leiter der Justizvollzugsschule Nordrhein-Westfalen angefordert wer-
den. 
 
Bereichsleiter/in weiblicher Jugendvollzug bzw. Mitarbeiter/in im Bereich Sicherheit & 
Ordnung b. d. JVA Köln  
 
Bei der JVA Köln ist der Dienstposten für die Bereichsleiterin oder den Bereichsleiter weiblicher 
Jugendvollzug zu besetzen, die/der gleichzeitig die Aufgaben von Sicherheit & Ordnung in die-
sem Bereich wahrnimmt. Die Funktion ist in der Bandbreite der BesGr. A 8 bis A 9 m.D. BBesO 
i.d.F. d. ÜBesG NRW zugeordnet. Das Anforderungsprofil kann b. d. Leiterin der JVA Köln erbe-
ten werden. 
 
Leiter/in der Justizwachtmeisterei b. d. LG Arnsberg 
 
Bei dem LG Arnsberg ist demnächst der Dienstposten der Leiterin/des Leiters der Justizwacht-
meisterei zu besetzen. Die Funktion ist derzeit der Besoldungsgruppe A 6 BBesO in der Fas-
sung des ÜBesG NRW zugeordnet. Bewerben können sich alle Beamtinnen und Beamten des 
Justizwachtmeisterdienstes, denen ein Amt bis zur Besoldungsgruppe A 6 BBesO in der Fas-
sung des ÜBesG NRW übertragen ist. Bewerbungen sind innerhalb von zwei Wochen nach 
dieser Ausschreibung auf dem Dienstwege an den Präsidenten d. OLG in Hamm zu richten. 
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